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„Z/weck dieser Blätter ist — sagte der Verfasser in 
der im November 1869 geschriebenen Vorerinnerung 
zur ersten Auflage — wenigstens das nothdürftigste 
Licht über die historischen Rechte Böhmens in jene 
Kreise zu tragen, wo bisher eine beklagen swerthe Un- 
kenntniss derselben geherrscht und unzweifelhaft eine 
der hindernden Ursachen abgegeben hat, warum das 
politische Leben in diesen Ländern einer gedeihlichen 
Gestaltung bis zur Stunde nicht zugeführt werden konnte." 
Die anerkennende Theilnahme, welche diese Schrift 
bei den zahlreichen Verfechtern des böhmischen Staats- 
rechtes fand, und die aufmerksame Beachtung, welche 
ihr auch im Lager der Gegner desselben zu Theil wurde, 
zeugen wohl für das Zeitgemässe derselben; sowie 
anderer Seits die Thatsache, dass die hierin dargelegten 
Rechte der Krone Böhmen zwar noch factisch vorent- 
halten, aber von keiner Seite rechtlich bestritten wurden, 
den Beweis liefert, wie sehr der Verfasser das Richtige 
getroffen, und, was das Wesentliche anbelangt, unum- 
stösslich begründet hat. Uebrigens liegt in dem Umstände, 
dass die erste Auflage dieses Werkchens innerhalb eines 
Jahres vergriffen wurde, die beste Anempfehlung des- 
selben ; deshalb sehen wir uns veranlasst, einen zweiten 
unveränderten Abdruck desselben (von den vorhandenen 
Stereotypplatten) zu veranstalten, auf dass es in ferneren 
Kreisen dem obbezeichneten Zwecke weiter diene. 

Prag, im Mai 1871. 

Die Verlags-Buchdruckerei. 
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l)as böhmische Verfassungsrecht entwickelte sich 
zunächst als ein von Generation zu Generation sich 
forterbendes Gewohnheitsrecht, welches zwar nadi und 
nach in Foim von landesfürstlichen Verleihungen, Pri- 
vilegien. Mfyestätsbriefen, Landtagsschlüssen und Lan* 
desordnungen zur schriftlichen Aufzeichnung gelangte, 
jedoch nie in seiner Gesammtbeit in einen einheitlichen 
Codex zusammengefasst wurde. Eine Ver&ssungsurkunde 
im modernen Sinne existirt also in Böhmen so wenig 
wie in England, und irgendwelche von den sogenannten 
böhmischen Landesordnungen — sei es die Vladvdaische 
vom J. 1500, oder die Ferdinands I vom J. 1549, oder 
die Maximilianische von 1564, oder gar die verneuerte 
von Ferdinand II im J. 1627 oktroyirte — dafür m 
halten, ist nichts weiter als ein grobes, erst in neuei^r 
Zeit aus Uukenntniss entstandenes Vorurtheil. Der In- 
halt des böhmischen Staats- und Yerfassungsrechtes ist 
demnach nicht in Einer, sondern in der Gesammtbeit 
der ölfentlichen Rechtsurkunden zu suchen. 

Das Bedürfhiss einer umfassendieren Fixirung des 
heimischen öffentliclien Hechtes ergab sich zum ersten 
Mal, als nach dem Erlöschai der Pfemysliden mit Jo« 
bann von Luxemburg ein Fremder auf den böhmischen 
Thron erhoben wurde. Nach vorausgegangenem Ueber* 
einkommen zwischen dem Könige Johann und denböh* 
mischen Ständen stdlte der erstere noch vor seiner 
Krönung am ?5. Decen)ber 1310 ein. grosses Privilegmm 
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aus, welches nach ungarischem Sprachgebrauch das erste 
böhmische Inauguraldiplom zu nennen wäre, und dessen 
wesentliche Bestimmungen folgendermassen lauten: 

„Wir versprechen den Inwohnern des Königreichs 
und machen uns verbindlich, dass wir den Bischof von 
Prag, seine Nachfolger, die prager Kirche und den gan- 
zen Klerus, sowie die Adeligen und Landesinwohner und 
das gesammte Volk des Königreichs, ihre Güter und 
Besitzungen, bei allen ihren Gerechtsamen, Freiheiten, 
Gewohnheiten, Privilegien und Rechten, sowohl im Ge- 
richt als ausserhalb desselben, erhalten, und weder die- 
selben ändern noch mindern, sondern dieselben selbst 
halten und von allen Andern unabänderlich halten und 
beobachten lassen werden; und Wir werden Kiemandem, 
welchen Standes er auch immer wäre, etwelche Privi- 
legien, die des oberwähnten Hechten, Gewohnheiten, 
Privilegien oder Freiheiten zum Abbruche gereichen 
könnten, ertheilen, sondern wenn von Andern derglei- 
chto evtbeilt sind, so widerrufen Wir sie mit dem ge- 
genwärtigen Briefe." 

Nach dieser allgemeinen Bestätigung und Anerken*' 
nung alier böhmischen Gewohnheitsrechte kommt der 
Brief auf einzelne besonders wichtige Becblssatzungen 
ivL sprechen, indem er nach Erwähnung eines vorgän- 
gigen Versprechens des jungen Königs darüber so 
fortföhrt: 

„Insbesondere bekennen Wir, dass die Inwohner 
folgende Rechte von Alters her inne gehabt haben und 
von Uns und Unsem Nachfolgern haben sollen: dass 
^ätnlich die Adeligen und Landesinwohner nicht gc- 
h«U^n sind und auch Wir sie dazu aus irgendeiner 
Ursache nicht zwingen sollen, dass sie sich an einer 
(iirilitärischen) Expedition ausserhalb derGrän^ 
zen des Landes Böhmen und Mähren betheiK* 
gen, ausser wenn Wir sie zu einem derartigen auswär- 
tigen Feldzuge durch Unsere Bitten oder Gelder v^r- 
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mächt^A. Wßnn jedpob die Notliwwiigkwt, die MMv 
Bdbinen und Mähren selbst, odei' eiipfes derselben zm 
scbQtEen oder zu pacificiren, bevorstitade, und dazu ihr 
Aufgebot oder andere Hilfeleistung nötbig wäre, .so^iid 
Böhmen und M&hrer verpflii^htet, zuglekb odsr getrcinnt, 
je naeh Beschaffenheit der L9ge der Länder, aufzubre- 
chen« Eine allgemeine Steuer, ia der Volkssprache 
bema genannt, soll weder von Uns noch von Unsern 
Nachfolgern, den Königen von Böhmen, depn K^i^eieh 
auferlegt oder ausgehoben ^werden, i^usser in 2wei FiUlen« 
nämlich zur Königskrönung und zur Verheiratung einer 
jeden Königstochter." 

Nun folgen specielle Bestimmungen über die Höhe 
und Art dieser ordentlichen Steuer, die in beiden Fallen 
gleich war. Weiter wird die ältere bohmisehe Intesta^ 
tenerbfolge erneuert, welche im Vergleich mit der v^or 
und wieder nach K., Johann geübten Praxis eine namr 
hafte Besdiränkung der Rechte der königlichen Kamt 
mer zu den Fallgtttern enthält. Zum Schlüsse des Pri- 
vilegiums heisst es: 

„Uebrigens um jeden Verdacht und Veranlassung 
^\^m Missfallen, welche bei den Adeligen und Inwohnern 
des Kötiigi^eiclis Böhmen gegen Uns hervortreten könur 
ten^ fern zu halten, auferlegen Wir Uns folgendes w* 
vermefdlich zu erfüllende Gesetz^ und Wir setzen eis 
für Uns und Unsere Nachfolger als eine imr 
merwährend zu beobachtende Verpflichtung 
fest, dciss Wir keinen AusUnder zum Hauptnaifne^ 
Bm^ggrafen oder Castellan in Unsern Burgen, 21t eineiD 
Landes-Beamten oder Officier in Böhmen oder Mäbreoi, 
oder auf Unserem Hofe einsetzen, und weder Güter, 
Besitzungen oder Burgen oder Aemter :an Ausländer 
für immer oder zeitlich verleihen, noch aolche zur Erh- 
sdiaft im Königireich Böhmen zulasseii Werden: sondern 
Wir haben beschlossen, dass altes das .Vorerwähnte nur 
an Böhmen nnd Mabrer von Uns derihassen verliehen 
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werden soll, dass Uns Unserem Daffirhalten na^ anders 
•zu handeln ni<^ zusteht. Und diesem Unseren Gesetze 
setzen Wir zur Ebenso nothwendigen Beobachtung hinzu, 
dass ' Wir keinen Ausländer oder Fremden zum Kaufe 
oder zur Behaltung von gekauften Landgütern, Burgen, 
Besitzungen, Liegenschafkeii, oder sonst Einkauften zu* 
lassen werden." Nach einer Exekutionsvorschrift zu die- 
ser Assecuration gegen das Eindringen von Ausländem 
ins Land verpflichtet sich endlich der König Johann, in 
zwei Wochen nach seiner Krönung dieses Privilegium 
In drei Parien, mit dem königlichen Insiegel versehen, 
den Stikiden herauszugeben. 

Nicht nur die Kriegsdienste zu andern als bloss 
defensiven Zwecken, sondern auch die Aenderung von 
landesüblichen Rechten oder die Gesetzgebung, dann die 
Einhebung ausserordentlicher Steuern und die Zulassung 
von Ausländern zur Possessionirung im Lande sind so 
zu verstehen, wie es bei den ei*steren ausdrücklich her- 
vorgehoben ist, nämlich dass der König das alles zwar 
nicht aus eigener Machtvollkommenheit, doch aber in 
jedem besondeni Fall nach eingeholter Bewilligung der 
Ltmdstände verfügen kann, was natürlicher Weise in 
der Folge so wie bis dahin in Ucbung verblieb./ Nur 
das kategorische Verbot der Bekleidung von Aemtern 
durch Ausländer hielten die Stände immer ausnahmdos 
aufrecht, und die landtägliche Incolatsertheilung, mit 
welcher das Befugniss verbunden war, ein Landgut an 
sich zu bringen, war der einzige Weg, auf wachem ein 
Ausländer zu einem Landes- oder Hofamte gelangen 
konnte* 

Obwohl Mähren sowohl als Böhmen in diesem Jo- 
faanneischen Privilegiuiji begriffen war, so stellte doch, 
um die voUständige Gleichheit Mer Gerechtsamen der 
mährischen und böhmischen Stände ausser allen Zweifel 
zu setzen, dar König Johann später dasselbe in einer be- 
sonderem Urkunde fttr Mähren aus, dda Brunn 18. Juni 1311. 



Digiti 



zedby Google 



Nack den Bestimmimgen dieser Privilegira ersdieint 
der böbmiscke Staat als eine beschränkte oder conrti- 
tutionelle Monarchie, deren freiheitliche Institutionen 
sdN^n im 14. Jahrhundert ziemlich ^itwiekelt sind. Zum 
Zustandekommen neuer Gesetze war die Uebereimrtiin- 
mung der beiden gesetzgebenden Factoren, des Kckiigs 
und der Stande, nothvendig. So wurden, um nur einige 
der wichtigsten Fälle zu bet(men, die Gesetze über die 
böhmische Thronfolge mit Zustimmung der Stände 
zu Stande gebracht; es wurde in^sondere die Succes- 
aionsordnung auf dem Generallandtage zu Prag am &. 
Juni 1341 in der Art festgesetzt, dass nach Asm Able- 
ben König Johanns sein erstgeborener Sohn Carl und 
dessen männliche Nachkommen Erbra des Königreichs 
sein ^Uen. Auf dem prager Generallandtage im J. 1848 
wurde dann die Primogenitur-Erbsuccession auch auf 
das weibliche Geschlecfit erweitert, so zwar, dass eine 
freie Königswahl in Böhmen erst dann Statt findep 
sollte, wenn aus dem königlichen Stamme und Geblüt 
Niemand mehr, weder männlichen noch weiblichen Ge- 
schlechtes, vorhanden wäre. Diese Thronfoigeordnung 
bekräftigte Carl IV auch als Römischer Ktoig durch 
ein Diplom (ddo. Prag, 7 April 1348), welches seitdem, 
schleditwcgs goldene Bulle genannt, als eines der vor- 
züglichsten Fundamentalgesetze betrachtet wurde und 
in der böhmischen Geschiclite eine grosse Rolle spidte. 
Eine Erblichkeit des Thrones im späteren absoluttsti- 
sehen Sinne wurde aber auch durch dieses Gesetz nicht 
eingeführt, denn selbst der legitime Thronerbe 
hatte als solcher, vor seiner Anerkennung undAur 
nähme zum König von Seiten der Stände und vor sei- 
nem Krönungseide, gar keine Regierungsgewalt. 
Bis zur Annahme der pragmatischen Sanction blieb auch 
derErbansprueh des weiblichen Geschlechtes^ so oft die 
Frage praktisch wurde, stets strittig, indem die Stände 
consequent eine Bestimmung des böhmischm Privaterb- 



Digiti 



zedby Google 



10 

rechtes aaoh auf das Thronerbreebt der Dy&adtie bezo- 
gen, womach dann nur eine unverbekatele und unaxid- 
gestattete Königstochter Erbin des Könlgrekhs sein 
konnte, alle andemi' böhmischen Prineessinen aber sammt 
ihrer Nachkommenschaft beiderlei.Qeschlecbtes vom Erb- 
anqprach gänzlich ausgeschlossen waren. 

Das ständische Zttstifnmnngsrecht bei neuen Gesetisen 
sehloss natürlich auch das Recht der Ablehnung in 
i^di. So verweigerten die Stände schon unter König 
Wenzel II im J. 1294 die Annahme eines nach den vö* 
mischen und kanonischen Kecht«grundsätzen ununodeK 
teil Gesetzbuches, und ebenso thaten sie es mit der 
Majestas lOarolina, einem von Carl IV für dasganse 
Staatsgebiet der böhmischen Krone abgefassten GFesetflt«* 
cod^x. Nachdem alle Bemühungen, demselben zur An* 
nähme von Seite der Stände zu verhelfen» gescheitert 
waren, widerrief endlieh Carl dieses sein Werk auf dem 
prager Generallandtage den 6« October 1365 durch eine 
Urkunde, worin die ständische Mitwirkung bei der Ge^ 
setzgebung klar ausgesprochen ist. Es heisst darin: 

„Schon vor längerer Zeit haben Wir mit Ratb, 
Willen, Wissen und Zustimmung Unserer und Unseres 
Köttigreiehes Böhmen Fürsten und Barone eraehtet, 
gewisse Gesetze zu sdiaffen und festzusetzen, welche 
Mt Rath und aiiddrückiicher Zustimmung einiger be- 
sagter lUrsten und Barone verfasst und in einem Bande 
b€»aeg^ wurden; nachdem jedoch weder Wir noch die 
üürsten und Barone versprochen, jene Gesetze zu be-^ 
efoacfaten, i^och dieselben beschworen haben, und e s b i s 
j^etzt ven Unserem und der Fiirsten und Ba- 
ro^ne freiem Gutdünken abhing, ob Wir diese 
Cr.e&etze durch dazu nöthige Versprechen 
und EJde bestätigen, gutheissen und rec^htl^«^ 
kräftig machen wollen, was bis beute von Um 
oder den besagten Fürsten und Baronen nicht gescbe^ 
hen ist, und die Gesetze seit der Zeit, wo Wir sre^ ahr 



Digiti 



zedby Google 



11 

grfasät haben, bis nun niemals veriffdUtUobt, intimirt 
oder verküiiäet, auch nicht in dön Ländern ^ Städten 
oder Gerichten öffentlich proclamirt wurden,*^ idafaer 
werden sie nun cassiit und sollen NidmandejH binden. 

, Auf denselben Generallandtagen der Jalure 1S48 
und 1355, in welchen die sämmtlichen böhmischen Kreur 
länder vertreten, waren, wurde auch. die Integrität 
der böhmischen Krone endgütig festgestellt. £s 
geschab dies beidemal in der damiEds üblichen RechtSH 
form des Lefaensverbandes, so 2war, dass die. Markgraf ^ 
Schaft Mähren, das Bisthum Olmütz, das Heczogthum 
Troppan, dann die schlesisehen (ehemals polnjlschen) Her- 
zogthümer und die Markgrafscbaften der beiden Lau-« 
sitzen, zu untrennbaren Lehen der böhmisch» Krone 
erklärt wurden. Wir werden uifö der Kärze halber 
nur an die Gesetze des J. 1355 als an die. spätem 
halten. Carl stellte diesfalls zwei Urkunden aus, die 
eine in Betreff Mährens als König von Böhmen und 
Römiselier Kaiser, die andere, betreffend die schlesi-^ 
sch^ und lausitzer Lande, als Bömischer Kaiser. In 
der erstem, ddo. 27 September 1355, sagt der König: 
„Mit wohlbedachtem Muth und nach vorausgängi- 
gem Rath vieler sowohl kirchlicher als auch. weltlicher 
Fürsten, Barone und Adeligen Unseres Königreichs . 
Böhmen, geben und verleihen Wir ein edles und aus- 
gezeichnetes Fürstenthum, nämlich die Markgra&dtitft 
Mähren'^ (mit allen Regalien und Zugehör, auch) „mit 
den Steuern (bernis) sowohl auf den Gütern des ehr* 
wttrdigen Bischofj* von Olmütz, Unseres Fürsten, imd 
seiner Nachfolger, als auch auf denen der andern Ba^ 
rone und Inwohner Mährens . . . , Unserem Bruder udd 
Fürsten Johann, Markgrafen von Mähren, und seinen 
legitimen Erben männlichen Gesdilecbtes, zu einem 
edlen und ausgezeichneten Lehen, welches er und sie 
in der rechten EigenscHaft eines Lebens von Uns, Un- 
seren Erben und Nachkommen, den Königen von Böhmen, 
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und von der Krone des besagten Königreichs 
filr aUe Zeiten m halten, zu besitzen und zu nutzen 
baben.'^ 

Von der in diesem Diplom statuirten Landeshoheit 
des Markgrafen von Mähren werden jedoch der olmützer 
Bischof sammt seiner Kirche und der Herzog von Trop- 
pau eximirt, ersterer deshalb, weil ihm nach dem pra^ 
ger Erzbischof das Becht zusteht, die böhmischen Kö- 
nige zu krönen, letzterer aber sammt seinem Herzog- 
thum deswegen, weil König Ottokar U, „als er das 
Land Mähren theilte, das Herzogthum und Fürsten- 
tbum Troppau neu creirte, und den Herzog (welchen 
er aus purer Gnade seines Wohlwollens zum Fürsten 
erhob), seine Erben und Nachfolger sammt dem besagten 
Herzogthum oder Fürstenthum, ihm und seinen Erben 
und Nachkommen, den Königen von Böhmen, und der 
Krone desselben Königreichs, unmittelbar unterworfen 
wissen wollte. "" 

Weiter wird zwischen der mährischen und der 
älteren böhmischen Linie der Luxembuiiger folgendes 
wechselseitige Erbverhäitniss eingeführt: 

„Und obwohl es nach gemeinem und positivem 
Bechte feststeht, dass wenn ein Vasall ohne Hinterlas- 
sung legitimer männlicher Erben stirbt, das Lehen sei* 
ner Natur nach zu seinem Lehensherra rechtlich wieder 
zurückkehrt; bestimmen und erklären wir dennoch, um die 
Möglichkeit aller Anzweifelungen und Kechtsverdrehun- 
gen abzuschneiden, dass in dem Falle, wenn genann- 
ter Unser Bruder und seine Erben und Nacherben 
ohne mänulidie Erben abstürben, die Markgrafschaft 
Mähren zu Uns, Unsern Erben oder Nachfolgern, den 
Königen von Böhmen, und zur Krone desselben 
Königreichs, ohne Beschwerde frei zurückzukehren 
hat. Und Wir fügen aus besonderer Gnade gegen Un- 
seren Bruder hin?u, dass sobald es sich ereignete, da$s 
Wir, Unsere Erben oder Nachfolger, die Könige von 
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Böhmen, ohne Hinterlassung männlicher Erben von 
dieser Welt schieden, das Königreich Böhmen, die Graf- 
schaft Luxemburg, die MarkgraÜBchaften Budissin und 
Görlitz und Unsere ttbrigen Fflrstenthamer, an Unsem 
obgenannten Bruder, oder in dessen Ermangelung an 
seine legitimen Erben oder Nacherben männlichen Oe*- 
schlechtes, die Markgrafen von Mähren, ohne Wahl 
oder andere Annahme, und ohne alle Beschwerde fallea 
sollen; und dass ^derjenige, dem es nach dem erwähn^ 
ten Rechte und Kraft besagter Erklärung zustehen wird, 
ohne alles Hindemiss zum Könige von Böhmen ange^ 
nommen und gekrönt werden soll." 

Weiter folgen nähere Bestimmungen zur Sicher- 
stellung der Untheilbarkeit und Zusammengehörigkeit 
der beiden Schwesterländer : 

„Auch sollen weder Wir, Unsere Erben oder Nach- 
folger, die Könige von Böhmen, das Königreich Böhmen, 
noch oberwähnter Unser FOrst und Bruder oder seine 
Erben, die Markgrafen von Mähren, diese Markgrafschaft 
im Ganzen oder zum Theil, bei Gelegenheit der Vermäh- 
lung Unserer beiderseitigen Töchter oder aus welcher 
immer andern Ursache, schenken, verkafufen, versetz» 
oder alieniren, auf irgend eine Art der Dismembration 
oder Trennung, durch welche die Krone des König- 
reichs Böhmen den Markgrafen von Mähren, oder die 
heimzufallende Markgrafschäft Uns, den Königen von 
Böhmen, abwendig gemacht werden könnte/' 

„Zur grösseren Sicherheit haben Wir sammt den 
Fürsten, Baronen, Adeligen und Städten des König- 
reichs Böhmen für Uns, Unsere Erben und Nachkom- 
men, die Könige von Böhmen einerseits, und genannter 
Unser Bruder sammt den Baronen, Adeligen und Städ- 
ten Mährens für sich und für seine Erben und Nach- 
erben, die Markgrafen von Mähren, andererseits, auf alle 
oben angeführten Puncte, Klauseln, Artikel und Sätze leib- 
liche Eide abgelegt und geschworen, welche auch Unsere 
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Exhen und Nachkoinflien, die Könige von Böhmai, zu* 
kttnftig .bei ihrer Kr&uung, zu welcher ^owie zu 
allem Anderen, was die Würde undden Stand 
d«s Königreichs Böhmen betrifft, der Mark* 
graf, seine llrben, sowie andere Fürsten 
Böhmens gerufen werden nnd kommen solleni 
sammt den je weiligen Fürsten, Baronen, Edlen 
ttud Städten des Königreichs Böhmen, zu 
leföten und zu schwören verpflichtet sein werden/^ Dass 
Ibier unter „Böhmen" die Krone oder das Reich Böhmen 
zu verstehen ist, liegt auf der Hand, denn im Lande 
Böhmen gab es keine Fürsten. 

Endlich wird bestimmt, dass immer innerhalb eines 
Jahres nach Erledigung der Markgrafschaft Mähren die 
Erben Johann's sich mit derselben vom böhmische 
König belehnen lassen sollen, und beigefügt: „Die Für- 
sten, Barone, Adeligen und Städte des Königreichs 
Böhmen und der Miarfcgrafschaft Mlhren, alle und jeder 
vonifanen, sollen Uns, Unsern Erben und NacL- 
kommen, den Königen von Böhmen, und Unse^ 
rem Bruder und seinen Erben in Mähren, wenn Wir 
psgisa diese Anordnung oder Bestimmung im Gänsen 
oder zum Theil handeln vrollten, oder einer von uns 
gegen diesen Vertrag handelte, nicht zustimmen 
Oderindergleichen Sachengehorchen, durch 
welche alles das Vorangeschickte oder Ein- 
zelnes dav.on gemindert oder gestört werden 
könnte-" 

Die andere Incorporationsurkuude trägt das Datum 
9v Octobcr 1355. Da die beiden Lausitzen und tbeil- 
weise auch Schlesien ursprünglich als deutsche Reichs- 
lehen an Böhmen gekommen waren, so stellte Carl dien 
selbe als Römischer Kaiser aus. Nach einer längeren 
histomchen Auseinandersetzung sagt er darin: „Auf 
besonderen Rath vieler Fürsten, Barone und Adeligen 
des Heiligen Römischen Reiches, aus kaiserlicher Airto- 
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rität Yerbinden, incoi^orireB, einverieiben, zuschrcdli«», 
aneignen Wir, und Wir haben nnzertrennlidi verbiuMten 
and vereinigt die Herzoge von Schlesien und Polen, 
Unsere FHrsten und Lehensleute, sammt ihren Fürsten* 
thttmorn und Lehen, da dieselben von der Krone des 
genannten Königreichs unmittelbar abhängen, auch das 
Herfogthum Breslau mit der Stadt Breslau, Neamarkt, 
FrankenE^ein, Steinau, Glogau und den übrigen Städten 
dai^elbst, soirie die Mark Budissin und Görlitz, sammt ded 
Lehensleuten, Lehen, Nutzungen, Einkünften, Jirisdictio« 
äMi, Gerichten, Würden, Rechten, Gewohnheiten und 
allem Zugehör der genannten Herzogthümer und Mark, 
als Unser und des Königreichs Böhmen nutzbares imd 
unmittelbares Dominium, — mit und zu dem Köniig-* 
retehe und dessen glücklidier Krone, auf ewige Zeiten.* 

Im nächsten Jahre 1356 am 1. August stellte der 
Markgraf Johann eine Urkunde aus , in wdeher er flfr 
den Fall, dass Kraft des vorjährigen Fundamentalgesetzes 
die Nachfolge in Böhmen an ihn oder seine Firben fiele, 
sich und seine Erben verpflichtet, noch vor der Kön^- 
krönung „in Gegenwart der Fürsten, Barone, Grossen 
und Edlen, auch der Städte des Königreichs Böhmen* 
den Eid abzulegen: „dass Wir niemals einen Theil Bfth- 
mens, dieFürstenthümer, Hen-schaften, Lehen, auf irgend 
eine und wie immer genannte Art der Veräusserung 
alieniren werden, sondern vielmehr das Königreich, die 
Fttrstentbümer, Herrschaften, Lehen und dessen Zuge- 
hörinihrer vollen und vollkommenen Integri- 
tät und vollständig ohne alle Verminderung erhalte, 
und solche Fttrstentbümer, Herrschaften, Lehenschaften 
und Zugehör des Königreichs und der Krone Böhmens 
immerwährend nach Mass unserer Kräfte zu vermehren 
trachten werden." 

Nach Hundert Jahren wurde die Zusammengehörig- 
keit Mäteens mit Böhmen durch einen Majestätsbrief 
des Königs Georg, ddo. Olmütz am 13. Januar 1464, 
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netterdiiigB in folgenden Worten Btatoirt: ^Die Barone, 
Edlen und Inwohner dieses HarkgrafUinms haben Unsere 
Majestät demfithig gebeten, dass Wir aus könig^chan 
Wohlwollen dasselbe Markgrafthum mit der Krone nnd 
dem Kmigreicbe B^unra, von welchem es eine Zeit 
lang abgebracht gewesen war, neuerdings zu vereinigen, 
zu Terknfipfen, zu verbinden, zuzueignen, zuzuschreiben 
und einzuverleiben geruheten. Wir . . . aus königlicher 
Autorität vereinigen, verknüpfen, verbinden, zudgnen, 
zuschreiben und einverleiben iOr immer und unwider- 
ruflich das besagte Markgrafthum Mähren einfach und 
im Ganzen zu und mit Unsenn Königreiche Böhmen; 
indem Wir bestimmen und durch dieses königliche Edict 
festsetzen, dass das Ifeu^kgrafthum Mähren von nun an 
ins Künftige niemals von irgend Jemandem in wdcher 
immer Absicht oder unter welchem immer Yorwande 
verkauft, abwendig gemacht, verschenkt, vertauscht» 
zertfaeilt, zerstückelt, gespalten, verpfändet, versetzt im 
Ganzen oder zum Theil, oder als Mitgift oder auf welche 
immer andere Weise von der Krone des Königreichs 
Böhmen und von der Macht der Könige alienirt werden 
soll und kann, vielmehr zum selben Königreiche von 
nun an für immerwährende Zeiten nicht nur gehören, 
sondern sorgfaltigst gehalten und bewahrt werden soll." 
Die Nebenländer der böhmischen Krone wurden 
zwar zeitweilig vom Hauptlande faktisch getrennt, doch 
waren sie in diesen Provisorien ihrer Rechtsverhältnisse 
zur böhmischen Krone eingedenk, und die Stände aller 
Kronländer waren bei jeder Wiederherstellung regel- 
mässiger Zustände auf die Einhaltung der Garolinischen 
Integritätsgesetze stets bedacht; so nach Beendigung 
des Husitenkrieges bei der Annahme oder Wahl der 
Könige Siegmund, Albrecht, Ladislaus und Georg, dann 
während und nach der zeitweiligen Abtretung an Un- 
garn unter dem Könige Vladislaus und bei der Wahl 
Ferdinands I, endlich in dem dynastischen Zwiste der 
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Jahre 1608 — 1611. Nur die schlesischen Fürsten, indem 
sie sich seit Ferdinand I als deutsche Reichsftirsten ge- 
riren wollten, trachteten im 16. und 17. Jahrhundert 
sich von der böhmischen Krone und der habsburgischen 
Herrschaft los zu lösen, jedoch ohne Erfolg. Auf ihre 
hochverrätherischen Prätensionen gab ihnen K.Rudolf II 
im Jahre 1604 zur Antwort: „Dass Fürsten und Stände 
in Schlesien ein Land und Glied des Römischen Reiches 
seyn sollten, davon wissen Wir weniger denn nichts, 
thun ihnen auch dieses nicht eingestehen." 

Von allen Gesetzen des römisch deutschen Reiches, 
welche während seines fast tausendjährigen Bestandes unter 
welch' immer Form und Namen herausgegeben wurden, 
war nur ein einziges auch für das böhmische Reich 
gültig, nämlich die goldene Bulle Kaiser Carls IV 
vom Jahre 1356; und dieses einzige in Böhmen gültige 
deutsche Reichsgesetz bestätigt eben die Unabhängig- 
keit Böhmens dem deutschen Reiche gegen- 
über. Darnach ergibt sich das Verhältniss Böhmens 
zum deutschen Reiche als ein solches, worin dem böhmi- 
schen Könige zwar das oft wichtige Recht der deutschen 
Königswahl zustand, derselbe aber ausser einem Beitrage 
zur kaiserlichen Romfahrt keine Pflicht gegen den Kaiser 
oder das deutsche Reich hatte. 

Titel VII. dieses deutschen Reichsgrundgesetzes 
handelt über die Erbsuccession in den weltlichen Kur- 
fürstenthümem und was Rechtens sein soll, wenn eines 
derselben durch Aussterben der Dynastie erledigt wird : 
„Wenn aber eines dieser Fürstenthömer im heil. Reich 
erledigt würde, dann soll und kann der jeweilige römische 
Kaiser oder König damit disponiren als mit einer ihm 
und dem Reiche rechtlich heimfallenden Sache; un- 
beschadet jedoch der Privilegien, Rechte und Gewohn- 
heiten Unseres Königreichs Böhmen über die Königswahl, 
welche im Falle einer Erledigung von den Inwohnern 
dieses Königreichs, welche das Recht haben^ den König 
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von Böhmen zu wählen, vorzunehmen ist, nach Inhalt 
derselben Privilegien (und nach der lange Zeit beobach- 
teten Gewohnheit), welche sie von höchstseligen römischen 
Kaisern oder Königen erhalten haben, und welche Wir 
durch dieses Gesetz durchaus nicht beeinträchtigen wollen, 
vielmehr setzen Wir fest, dass dieselben jetzt und zu 
allen künftigen Zeiten ihrem ganzen Inhalt und Form 
nach unzweifelhafte Kraft und Festigkeit behalten sollen." 
Unter den alten böhmischen Privilegien vdrd hier vor- 
nehmlich dasjenige gemeint, welches der römische Kaiser 
Friedrich II. unterm 26. September 1212 dem böhmischen 
Könige Pfemysl Ottakar I. verliehen, und K. Carl IV. 
selbst am 7. April 1348 besonders bestätigt und erklärt 
hat, und worin bestimmt wird, dass wer immer (qui- 
cunque) von den Böhmen zum Könige erwählt würde, 
vor dem römischen Kaiser erscheinen solle, um die 
Regalia nach pflichtgemässer Sitte zu empfangen. Seit 
1356 bis 1806 unterzogen sich jedoch nur noch drei 
böhmische Könige dieser Ceremonie, nämlich Georg, 
Vladislaus und Ferdinand I. 

Titel XI. der goldenen Bulle bestimmt, dass Nie- 
mand aus den deutschen Kurftirstenthümern vor ein 
anderweitiges Gericht evocirt werden darf, und dass die 
Appellation von dort an das kaiserliche Gericht nur dann 
zulässig ist, wenn ein kurfürstliches Gericht das Recht 
versagt. Der Souverainetät der böhmischen Gerichte 
ist aber ein besonderes Capitel gewidmet, welches nicht 
nur die Evocation, sondern auch jede Appellation aus 
dem böhmischen Reiche an die deutschen Reichsgerichte 
als unzulässig erklärt und verbietet. Titel VIII. der 
goldenen Bulle lautet nämlich: „Nachdem es einst durch 
höchstselige römische Kaiser und Könige, Unsere Vor- 
gänger, den durchlauchtigen Königen von Böhmen und 
ünsem Vorgängern, sowie dem Königreiche Böhmen 
und der Krone desselben Reiches, verliehen, und im 
selben Königreiche seit einer Zeit, von deren Gegentheil 
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heut zu Tage keine Erinnerung besteht, durch eine 
löbliche, in der Länge der Zeit unverbrüchlich beobachtete, 
durch die Sitten der Braucher vorgeschriebene Gewohn- 
heit, unbehindert durch Widerspruch oder Unterbrechung, 
eingeführt worden ist, dass kein Fürst, Baron, Edler, 
Bitter, Schutzbefohlener, Burgmann, Bürger, auch keine 
Person desselben Königreichs und dessen wo immer 
gelegener Zugehörungen, welchen immer Standes, Würde, 
Hoheit oder Wesens selbe wäre, auf welchen immer 
Anklägers Anhalten zu irgend einem Tribunal ausserhalb 
des Königreichs, oder zum Gerichte eines Andern als 
des Königs von Böhmen und der Richter seines könig- 
lichen Hofes, vorgeladen oder gezogen oder gerufen 
v^erden könne, solle oder dürfe, zu allen künftigen Zeiten. 
Daher erneuern und bestätigen Wir dieses Privilegium, 
Gewohnheit und Verleihung, aus kaiserlicher Autorität 
und Machtvollkommenheit, mit rechtem Wissen, auch 
setzen Wir fest durch Unsere gegenwärtige, für immer- 
währende Zeiten gültige kaiserliche Constitution, dass 
wenn dem besagten Privilegium oder Verleihung zuwider 
Jemand von den Genannten, sei er Fürst, Baron, Edler, 
Ritter, Schutzbefohlener, Bürger, Burgmann oder Bauer 
oder andere welche immer besagte Person, zu wessen 
immer Gerichte ausserhalb des genannten Königreichs 
Böhmen, inirgend einer Criminal-, Civil- oder gemischten 
Sache, oder in welcher immer Angelegenheit, vorgeladen 
würde, sei es wann immer, er nicht im Geringsten ver- 
pflichtet, ist zu erscheinen oder vor Gericht zu antworten. 
So zwar dass wenn gegen dergleichen nicht erscheinende 
Personen oder Person, von einem ausserhalb desselben 
Königreichs Böhmen eingesetzten Richter, welcher immer 
Autorität er wäre, gerichtlich verfahren, Processe oder 
Bei- oder Endurtheile, eines oder* mehrere, in welch' 
immer vorgenannten Sachen oder Angelegenheiten, auf 
welche immer Art erkennt oder kundgemacht würden, 
Wir aus vorangeschickter Autorität, überdies aus vor- 
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besagter kaiserlicher Machtvollkommenheit, solche Vor- 
ladungen, Befehle, Processe oder Urtheile, auch die Execu- 
tionen und alles, was aus ihnen oder einem derselben 
folgen, oder ihnen zu Folge versucht oder gehandelt 
werden könnte, völlig ungültig machen und cassiren; 
indem Wir ausdrücklich hinzufügen und durch Unser 
kaiserliches, ewig gültiges Edict, durch dieselbe Autorität 
und aus vorangeschickter Machtvollkommenheit bestim- 
men, so wie es im vorbemeldeten Königreich Böhmen 
seit einer Zeit, von deren Gegentheil keine Erinnerung 
besteht, ununterbrochen beobachtet wird, dass durchaus 
keinem Fürsten, Baron, Edelmann, Ritter, Schutzbefohle- 
nen, Bürger, Burgmann oder Bauer, eben keiner Person 
oder Einwohner des oft genannten Königreichs Böhmen, 
welchen Standes, Hoheit, Würde oder Wesens er auch 
wäre, von irgend welchen Processen, Bei- oder Endur- 
theilen oder Befehlen des Königs von Böhmen oder eines 
seiner Richter, auch von den Executionen derselben, 
nachdem solche gegen ihn im königlichen Gerichte, oder 
in den Tribunalien des Königs, des Königreichs oder 
vorbesagter Richter, vorgenommen, gefällt, gehalten 
worden sind oder in Zukunft werden gefallt oder vor- 
genommen werden, an welch immer anderes Gericht zu 
appelliren, gestattet sein soll; solche Recurse oder Appella- 
tionen, wenn dergleichen darwider angewendet würden, 
eo ipso keine Kraft haben, und die Appellirenden der 
Strafe des Verlustes ihrer Sachen eben dadurch verfallen 
zu sein sich wissen sollen." 

Titel V. der goldenen Bulle bestimmt den Wirkungs- 
kreis der deutschen Reichs-Provisoren oder Verweser, 
wenn der römisch-deutsche Thron erledigt ist. Es wird 
da gesagt: „So oft auch sonst das Heilige Reich, wie 
vorsteht, erledigt wird, soll der durchlauchtige Pfalzgraf 
bei Rhein, des H. Reiches Erztruchsess, anstatt eines 
römischen Königs in den Landen des Rheins, 
Schwaben und im fränkischen Recht, von des 
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Kurförstenthums oder Pfalzgrafschaft Freiheit wegen, 
ein Provisor oder Verweser sein, auch alle Gewalt haben 
Gerichte zu halten, zu geistlichen Bene- 
ficien zu präsentiren, Renten und Gefälle 
einzusammeln, mit den Lehen zu belehnen, 
den Leheneid und Pflicht anstatt und von- 
wegen des H. Reiches zu empfangen." Aus- 
genommen wird nur die Verleihung von fürstlichen und 
Fahnlehen, welche dem römischen Kaiser oder König 
allein vorbehalten vdrd. »Eben diese Rechte, wollen Wir, 
dass auch^der durchlauchtige Herzog von Sachsen, des 
H. Reiches Erzmarschall, ausüben möge in den Orten, 
wo die sächsischen Rechte gehalten werden, 
in aller Gestalt und Mass, wie oben gemeldet ist" 

Fügt man zu den aufgezählten Rechten noch jenes 
der Reichsgesetzgebung und internationaler Vertrags- 
schlüsse hinzu (welche beide sich über Böhmen nie 
erstreckt haben), so hat man diegesammte Machtsphäre 
eines römisch-deutschen Kaisers oder Königs vor sich. 
Eben daraus geht klar hervor, dass dem Kaiser — 
mit Ausnahme der Verleihung der mit der souverainen 
Krone Böhmen verbundenen lehenbaren Kurwürde und 
des Erzschenkenamtes — gar kein Befugniss in 
Böhmen zustand; und zwar nicht nur desswegen, 
weil der böhmische Staat v^reder am Rhein, noch in 
Schwaben liegt, auch in demselben weder fränkisches, 
noch sächsisches, sondern nur heimisches Landrecht ge- 
halten wurde, sondern namentlich desswegen, weil der 
böhmische König in seinem Reiche aus eigener Macht- 
vollkommenheit Gerichte hielt und verfassungsmässig 
halten liess, die geistlichen (die bischöflichen kraft des 
böhmischen Concordats vom J. 1221—3) vom Landes- 
fürsten abhängigen Beneficien allein verlieh, alle landes- 
fürstlichen Renten und Gefälle flir seine eigene Kammer 
bezog, mit sämmtlichen von der Krone Böhmen depen- 
direnden Lehen selbst belehnte, und den Leheneid und 
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Pflicht för sich und vonyegen der höhmischen Krone 
empfing. Der Kaiser hatte also im böhmischen Reiche 
rein nichts zu schaffen, sondern er war hier wenig mehr 
als eine contrahirende Partei, wenn es sich darum han- 
delte, das Verhältniss der höhmischen Krone zum römisch- 
deutschen Reiche durch internationale Verträge fest- 
zusetzen. — 



Die Mitwirkung hei der Gesetzgebung wurde, 
wie oben angeführt, von den böhmischen Ständen stets 
ausgeübt. Laut der Vladislaischen Landesordnung hatte 
der König Vladislaus »den Herrn und der Ritterschaft 
des Königreichs Böhmen seine Einwilligung dazu gege- 
ben, dass sie ihre Rechte in der Landtafel und den in 
Carlstein aufbewahrten Privilegien aufsuchen, das alles 
revidiren und erwägen, ihre Rechte vermehren oder 
vermindern, wie es von Alters her zu geschehen pflegte, 
und das alles in einem Buche niederlegen." Das ist die 
schlichte Darstellung des Ursprunges der Vladislaischen 
Landesordnung vom J. 1500, und auf dieselbe Weise, 
nämlich durch landtägliche Redactionscommissionen mit 
Betheiligung königlicher Commissäre und unter Sanction 
des Königs, kamen auch die spätem Landesordnungen 
von 1549 und 1564 zu Stande. Das Werk entsprach 
aber nie dem Programme vollständig, denn nie wurden 
sämmtliche bestehenden Landesgesetze in einen Codex 
zusammengetragen, sondern es gelangten meistentheils 
nur die Civilrechtssatzungen , Strafbestimmungen, die 
Gesetze über die Organisation der Landesgerichte und 
über die Processordnung bei denselben, zur Aufnahme 
in die Landesordnungen, und man hatte nur gelegen- 
heitlich einige Bestimmungen staatsrechtlicher Natur 
denselben eingeschaltet. Die böhmischen Landesordnun- 
gen bieten demnach nur ein höchst fragmentarisches 
Bild von der Landesverfassung, und wie wenig sie in 
dieser Hinsicht auf Vollständigkeit Anspruch haben, er- 
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hellt schon aus der frappanten Thatsache, dass sie von dem 
ständischen Steuerbewilligungsrechte, welches doch eine 
der Grundfesten der böhmischen Verfassung ist, gar keine 
Erwähnung thun, und eine diesbezügliche Bestimmung erst 
in die verneuerte Landesordnung vom J. K27 aufgenom- 
men wurde. Hauptzweck bei der Abfassung der Landes- 
ordnungen war, das bestehende Privatrecht Jedermann 
zugänglich zu machen; auch bezieht sich die Klausel 
der Vladislaischen Einwilligung, wornach es den Stän- 
den freistehe, «ihre Rechte zu mehren oder zu mindern," 
d. h. zu schaffen, ändern oder abrogiren, nur auf Pri- 
vatrechtssatzungen , denn die Schaffung neuer staats- 
oder verfassungsrechtlicher Gesetze war ohne specielle 
Unterhandlungen mit dem Könige und ohne feierliche 
Acte undenkbar. 

Die Beschlüsse des Landtages wurden, nachdem 
sie die königliche Sanction erhalten hatten, durch Ein- 
schreibung in die Landtafel zu Landesgesetzen. 
Die Intabulation geschah durch sog. Relatoren, welche 
dazu jedesmal zum Theil vom König, zum Theil vom 
Landtage verordnet wurden. Daher setzte die revidirte 
Landesordnung vom J. 1530 (A. 4) fest, „dass Se. M. 
der König zu einer gemeinen Landessache keine Rela- 
toren (allein) verordnen soll, und würde es Se. M. Je- 
mandem aus seinem Rathe auftragen, so darf Niemand 
bei der Landtafel solche Relation annehmen. Sollten 
jedoch die Landtafelbeamten dergleichen Relation an- 
nehmen, und entweder eine gemeine Sache in die Land- 
tafel eintragen oder aus derselben löschen ohne die dazu 
durch Landtagsbeschluss zu verordnenden Relatoren, so 
sind sie sogleich ohne Gnade am Leben zu bestrafen." 
Um die Eeciprocität zu wahren, fügte die Landesord- 
nung vom J. 1549 (A. 36) hinzu: „Und gleicher Massen 
sollen die Stände dieses Königreichs zu einer Sache 
des Königs oder welche die Erben Seiner M. betrifft, 
keine Relatoren verordnen, und die Landtafelbeamten 
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auf eine solche Relation weder etwas einschreiben noch 
löschen, unter oberwähnter Strafe, ausser wenn Se. M. 
durch seine Relation dazu seine Einwilligung gibt/ 
Dieser ganze Artikel gieng dann auch in die Landes- 
ordnung von 1564 über (A. 20), Der Sinn dieser Be- 
stimmungen ist klar: weder der König, noch die Stände 
dürfen das Gesetzgebungsrecht ohne Zustimmung des 
andern legislativen Factors ausüben. 

Aehnliches bestimmt auch der Schlussartikcl aller 
vor der weissenberger Schlacht herausgegebenen Lan- 
desordnungen. Er lautet: „Die Herrn und Ritter haben 
mit Willen Sr. M. des Königs das, was in diesem Buche 
geschrieben steht, zu Recht erkannt und bestätigt, und 
es darf daran von keinem Menschen ohne Einwilligung 
der Herrn und Ritter geändert werden. Aber dem Herrn- 
und Ritterstand stand es immer frei, mit Willen des 
Königs auf allgemeinem Landtage seine Rechte zu meh- 
ren oder zu mindern; und die beiden Stände behalten 
sich diese Freiheit auch weiter vor." 

In derselben Weise stand das Gesetzgebungsrecht 
auch dem dritten Stande, den königlichen Städten, zu. 
Das besagt wieder der Schlussartikel des im 1579 eben- 
falls landtäglich zustandegekommenen allgemeinen städ- 
tischen Gesetzbuches, wo es heisst: j^Die Prager und 
die Einwohner des Königreichs Böhmen städtischen 
Standes behalten sich die Freiheit vor, mit Willen Sr. M. 
des Königs von Böhmen dieses Stadtrecht künftighin 
aus billigen Ursachen mehren oder mindern zu können. 
Und was sie mit Willen Sr. königl. M. beschliessen, 
das werden sie sich zu Recht bestimmen können." 

Es liegt auf der Hand, dass diese Schlussartikel 
sowohl des Stadtrechtes als der Landesordnung sich 
nur auf die privatrechtliche Gesetzgebung beziehen, 
während das früher citirte Verbot einseitiger Gesetzes- 
intabulationen ganz allgemein gültig ist, und daher vor- 
nehmlich die verfassungs- und staatsrechtliche Legisla- 
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tion zum Gegenstaode constitutioncller Vereinbarung 
zwischen dem Könige und den Ständen macht. — 

Das Verhältniss des böhmischen Monarchen zur 
Nation ist seiner rechtlichen Natur nach wesentlich jenes 
eines bilateralen Vertrags, dessen Bedingungen 
sowohl bei Gelegenheit der freien Wahl eines Königs, 
als auch bei der Anerkennung eines jeden legitimen 
Thronerben oder bei dessen Zulassung zur wirklichen 
Regierung erneuert, und wenn es die veränderten Zeit- 
umstände erheischten, theilweise auch modificirt wurden. 
Hauptregel dabei war, dass der angehende König die 
Rechtsgewohnheiten des Landes, und alle bis dahin er- 
flossenen Gesetze und Privilegien, schriftlich und eidlich 
bestätigen, oder, in moderne Sprache übersetzt, die be- 
stehende Verfassung anerkennen und zu deren Beobach- 
tung sich verpflichten musste. 

Mit üebergehung älterer ähnlicher Transactionen 
und Pacte, zu denen das oben angeführte Privilegium 
des K. Johann ein Beispiel liefert, werden wir uns hier 
nur bei der Art und den Bedingungen, unter 
welchen das Erzhaus von Oesterreich auf 
den böhmischen Thron erhoben wurde, etwas 
aufhalten. 

Nachdem der König Ludwig in der Schlacht bei 
Mohäcs am 29. August 1526 gefallen war, schrieb der 
prager Oberstburggraf verfassungsmässig einen Wahlland- 
tag dem Königreiche aus, welcher am 8. Oktober d. J. 
(Montag nach Francisci) in Prag zusammenkam. Es 
competirten drei Candidaten um den böhmischen Thron: 
der Erzherzog Ferdinand von Oesterreich, welcher die 
Erbansprüche seiner Gemahlin Anna, Schwester des letzten 
Königs, geltend machte, und die beiden Herzoge Wilhelm 
und Ludwig von Bayern; alle drei Hessen es an Ver- 
sprechungen nicht fehlen, und namentlich machten sie 
sich anheischig, die von den letzten Königen contra 
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hirten Schulden zu fibernehmen. Der Landtag liess zu- 
nächst die Landesprivilegien von Garlstein nach Prag 
überführen, prüfte den Wortlaut des Carolinischen Suc- 
cessionsgesetzes vom 7. April 1348, und erklärte her- 
nach am 12. October den Erbansprüchen Anna's gegenüber : 
„Da unter dem K. Viadislaus die Princessin Anna, 
seine Tochter und Erzherzogs Ferdinand von Oesterreich 
Gemahlin, ausgestattet und vermählt wurde, so besitzt 
sie kein Anfallsrecht zu diesem Königreiche mehr; und 
nachdem König Ludwig, der nach dem Tode K. Vladis- 
laus' kraft der darüber vereinbarten Verträge zum Kö- 
nig angenommen wurde, ohne Hinterlassung eines Leibs- 
erben weder männlichen noch weiblichen Geschlechtes 
gestorben ist, und alle Anfalle nach vorwärts nicht aber 
nach rückwärts gehen, so wird nicht erkannt, dass das 
Königreich Böhmen irgend Jemandem erblich zufiele, 
sondern die Stände können, kraft der Freiheiten und 
Privilegien dieses Königreichs, eine freie Königs- 
wahl vornehmen.*' 

Nachdem die Erbansprtiche Anna's in dieser kate- 
gorischen Weise abgewiesen wurden, traten am nächsten 
Tage die Gesandten Ferdinand's und seiner Gemahlin in 
ihrer Mission wieder vor die versammelten Stände^ 
führten ihnen in flehentlichen, von Angst erfüllten 
Worten „die Blutverwandschaft, die Liebe, das Ansu- 
chen und die Bitte" des erzherzoglichen Paares zu Ge- 
müthe, und baten in seinem Namen, die Wahl auf das- 
selbe zu lenken. Der Landtag wählte dann einen Wahl- 
ausschuss von 24 Mitgliedern, zu 8 aus jedem Stande, 
welchen er zu der Aufgabe bevollmächtigte und unter 
Eid verpflichtete: von den drei sich meldenden Compe- 
tenten einen zum Könige zu wählen, und hiebei sich 
von keinen andern Rtiksichten als auf „den Ruhm Got- 
tes und das gemeine Wohl der JKrone Böhmen," leiten 
zu lassen. Dieser 24er Ausschuss wählte nun am 23. October 
15^ den Erzherzog Ferdinand zum Könige von Böhmen. 
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Inzwischen fasste der Landtag am 16. und 25. October 
eine Reihe von Beschlüssen, die beinahe ebensoviel 
Forderungen an den künftigen König waren, und die 
man sogleich in die Landtafel eintragen liess und also 
förmlich zum Gesetze erhob. Mit diesen Aitikeln nebst 
einer Instruction, die noch einige weitere Forderungen 
enthielt, begab sich eine ständische Deputation zum 
Erzherzog Ferdinand nach Wien. Der erwählte König 
willigte in einige der ihm vorgelegten Puncto sogleich 
ein, und beurkundete es mit in Wien selbst ausgestell- 
ten Documenten; den in der Instruction ausgesproche- 
nen Wunsch, Ferdinand möge sich in Ungarn nicht zum 
Könige wählen lassen oder höchtens nur den Titel ei- 
nes Königs von Ungarn annehmen, unterdrückte die 
Deputation nach eigenem Ermessen, und die übrigen 
Artikel genehmigte Ferdinand in Wien zwar im Allge- 
meinen, behielt sich jedoch das Recht vor, nach seiner 
Ankunft in Böhmen seine Vorstellungen gegen einige der- 
selben zu machen. Diese Einwürfe (Objectiones) legte der 
König in Prag noch vor seiner Krönung den Ständen vor; 
da jedoch durch die wiener Urkunden, so wie durch den 
von Ferdinand an der Gränze Böhmens abgelegten und 
den bei der Krönung noch abzulegenden Eid, die Ver- 
fassung so wie sie vor dem Francisci-Landtag 1526 be- 
standen, gesichert war, so gieng die Krönung Ferdi- 
nands am 24 und Anna's am 25. Februar 1527 unge- 
hindert vor sich. Dann begannen von Neuem die land- 
täglichen Verhandlungen über die weitern ständischen 
Anforderungen an den König, wobei einige derselben 
gänzlich fallen gelassen, andere modificirt wurden, und 
die übrigen als schon intabulirte Landesgesetze in Kraft 
verblieben. Wir führen hier nur die wichtigsten der 
vereinbarten Artikel an. 

Ein Punct in der an die ständische Deputation er- 
theilten Instruction lautete folgendermassen : „Wfeil 
wir uns Se. königl. H zum Herrn und Köiti^ eiN^äHlt 
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haben, so werdet ihr Se. k. M. bitten, er möge uns 
einen Brief darüber geben, dass wir es nicht aus Pflicht, 
sondern aus unserem guten und freien Willen, kraft 
unserer Freiheiten, und aus besonderer Liebe und Zu- 
neigung gegen Se. k. M. gethan haben. ** Ferdinand 
widersprach dieser Forderung nicht im Geringsten, 
sondern stellte in Wien am 13. Dezember 1526 die aus- 
bedunge^e Urkunde oder seinen ersten Wahlrevers 
aus, worin er sagt: „Wirthun kund kraft dieses Briefes 
Jedermänniglich, wienach die Herrn, Edlen und Städte 
und die ganze Gemeinde des Königreichs Böhmen, aus 
ihrem freien und guten Willen, den Freiheiten jenes 
Königreiches gemäss, Uns zum Könige von Böhmen 
erwählt haben. Wir bekennen desswegen, wie Wir dies 
durch ihre Gesandten genugsam verstanden und der 
Sache selbst nach erkannt und erfahren haben, dass die 
besagten Stände und die Gemeinde jenes Königreichs 
nicht aus irgend einer Pflicht, sondern wie oben ge- 
sdirieben ist, diese Wahl, indem sie Uns zum Könige 
von Böhmen wählten, aus ihrem freien und guten Willen 
vollbracht haben." Dabei wird die Königin Anna nicht 
erwähnt, es ist jedoch unzweifelhaft, dass Ferdinand 
einerseits zwar ihre Erbansprüche m'cht ausdrücklich 
aufgab, andererseits aber damals den böhmischen Wahlact 
auch auf seine Gemahlin bezog und ihn auch in dieser 
Beziehung als rechtsgültig anerkannte. Das erhellt aus 
seiner schon etwas früher an seine Gesandten zum 
schlesischen Fürstentag ertheilten Instruction; darin 
werden zwar die Erbgerechtsamen Annans zur böhmi- 
schen Krone behauptet, der Anfangstitel aber lautet 
trotzdem wörtlich: „Ferdinand von Gottes Gnaden er- 
wählter König von Böhmen, Prinz und Infant in 
Hispanien, Erzherzog von Oesterreich, und Anna von 
denselben Gottes Gnaden erwählte Königin von 
Böhmen, Princessin in Hispanien, Erzherzogin von 
Oesterreich«* 
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Um zu dieser Frage nicht zurückkehren zu müssen, 
sei bei dieser Gelegenheit bemerkt, dass Ferdinand I. 
später einen andernWahlrevers (ddo. Prag, 2. Sept. 
1545) den Ständen übergab, worin theil weise im Ge- 
gensatze zu dem bisher Erzählten gesagt wird: „Dem- 
nach haben die Stände des ofterwähnten Königi-eichs 
Böhmen obgedachte Unsere liebste Gemahlin als eine 
rechte Erbin und Königin dieses Königreichs, nach In- 
halt der Rechte, Privilegien und Freiheiten des obge- 
schriebenen Königreichs Böhmen, unterthänig anerkannt 
und angenommen, und Unsere Person, nach Unserer 
Gemahlin als rechter Erbin, zu ihrem Könige und Herrn 
aus ihrem freien und guten Willen gewählt uud ange- 
nommen; welche Bereitwilligkeit der Stände und die 
Wahl und Annahme Unserer Person zum Könige Wir 
sammt Unsern Erben und Nachkommen den 
erwähnten Ständen, ihren Erben und Nachkommen, mit 
aller Unseren königlichen Gnade erwiedem wollen." In 
der historischen Einleitung dieses Reverses werden 
diese Bestimmungen, beziehungsweise Behauptungen, 
natürlich auf das Jahr 1526 bezogen ; dass aber damals 
die böhmischen Stände die Prinzessin Anna als eine 
rechte Erbin und Königin von Böhmen „unterthänig an- 
erkannt" hätten, ist sammt und sonders eine evidente 
historische Unwahrheit. Die Stände schwiegen im J. 
1546, die Landtagsacte dieses Jahres erwähnen den zwei- 
ten Wahlrevers mit keiner Silbe, aber zwei Jahre später 
folgte die mit dem Schmalkaldischen Kriege verbundene 
Auflehnung in Böhmen. Wenn aber auch die crasse histo- 
rische Unwahrheit durch die nachträgliche Zustimmung 
der Stände, welche auf dem sogenannten blutigen Land- 
tage des Jahres 1547 unter dem Eindrucke der Hin- 
richtungen und Güterconfiscationen wirklich erfolgte, 
zur legalen Wahrheit wurde, so ändert sich dadurch 
das Vertragsverhältniss der Nation zur Dynastie rein 
gar nicht, denn dieses wurde mit jedem Könige, mag 
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er auf Gnmd welcher immer Rechtstitel zum böhmi- 
schen Throne gelangt sein, eingegangen und erneuert 

Im Jahre 1478 musste der böhmische König Vla- 
dislaus die Länder Mähren, Schlesien und die Lausitz 
an E. Mathias von Ungarn abtreten, nach dessen Tode 
sie gegen eine bestimmte Geldsumme zu Böhmen wieder 
zurückkehren sollten. Nach dem erfolgten Tode Mathias' 
wurden diese Länder wirklich mit der Krone Böhmen 
wieder vereinigt, das Lösegeld aber, nachdem Vladislaus 
auch den ungarischen Thron bestiegen hat, wurde nicht 
gezahlt. Da die Ungarn auf diese böhmischen Kronländer 
noch immer Ansprüche erhoben, so liessen die böhmi- 
schen Stände im J. Iö26 den neuerwählten König Fer- 
dinand bitten, „Seine Maj. möge uns mit einem Briefe 
versehen, dass er uns in dieser Sache schützen und jene 
Länder nur als König von Böhmen besitzen wird. "* Fer- 
dinand willfahrte diesem Gesuche und beurkundete es 
ebenfalls am 13. December 1526; nach Wiederholung 
des Anliegens sagt er in dem betreffenden Briefe: 
„Nachdem Wir einen solchen Wunsch des genannten 
Königreichs und seiner Stände gehört und denselben als 
gerecht erkannt haben, so versprechen Wir dem besagten 
Königreiche Böhmen und den Ständen in demselben 
Königreich, dass wenn Jemand gegen eines der genannten 
Länder, welche von Alters her zum Königreich Böhmen 
gehören und mit demselben verbunden sind, etwas durch 
eine Gewalt versuchen wollte oder versuchte. Wir sie 
(eos, die Stände) nicht verlassen sollen, sondern ihnen 
dabei behilflich sein wollen und verpflichtet sind, in 
Erwägung, dass dergleichen Sache und Schutz auch aus 
Pflicht zu Uns als einem König von Böhmen gehört* 
So war die Integrität der böhmischen Krone sicher- 
gestellt, und der König kam seiner diesbezüglichen 
Verpflichtung nach allen Selten hin sorgfältig nach. 

Der weitgehendste unter den Beschlüssen, welche 
der Francisci-Landtag des Jahres 1526 fasste und sofort 
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zur Intabulining brachte, wollte ein neues Princip bei 
den künftigen Besetzungen des Thrones einführen. Bis 
dahin, wenigstens während der letzten Hundert Jahre, 
wurde der Grundsatz allgemein anerkannt, dass die 
Stäjade nicht verpflichtet sind, einen Thronerben als 
solchen anzuerkennen, solange sein Vorgänger am Leben 
ist, und dass, wenn sie sich dazu doch herbeilassen, sie 
dies nur aus ihrem freien Willen thun. Jetzt beschloss 
man, dass mag ein Erbe vorhanden sein oder nicht, ein 
neuer König bei Lebzeiten seines Vorgängers nicht gewählt 
werden darf, dass wer dagegen handeln sollte, am Leben 
zu strafen oder des Landes zu verweisen sei, und wenn 
ein König die Stände dazu zwingen wollte, dass sie 
ihm zu nichts weiter verbunden sein sollen. Wie jedoch 
aus der oben erwähnten ständischen Instruction ersichtlich 
ist, erkannte man dabei die Erblichkeit des Thrones 
nach dem Carolinischen Successionsgesetze im Principe 
noch immer an. Ferdinand erklärte den Ständen vor 
seiner Krönung, dieser Artikel sei für ihn «völlig un- 
erträglich", und für das Land nur Nachtheil und Gefahr 
bringend, und es werde dem Königreich jedenfalls fürträg- 
licher sein, wenn ein König bei Lebzeiten des andern 
, gewählt" werden könne; daher erwirkte er vom Land- 
tage gleich nach der Krönung im J. 1527, dass der vor-' 
jährige Beschluss dahin abgeändert wurde: ist ein legi- 
timer Thronerbe vorhanden, so könne er wie vorhin 
bei Lebzeiten des frühern Königs zum Könige „gekrönt" 
werden, wenn einerseits der alte König seine Zustim- 
mung dazu gibt und bei den Ständen darum ansucht, 
und wenn andererseits die Stände es für nöthig und 
erspriesslich befinden ; sollte sich aber das Ansinnen des 
jeweiligen Königs, einen neuen König zu „krönen", auf 
einen Nichterben beziehen, so habe es bei dem Beschlüsse 
des Francisci-Landtages von 1526 zn verbleiben. Es 
verblieb aber, wie öffentliche Urkunden über die An- 
nahme der vier nächsten Nachfolger Ferdinands L dar- 
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thun, auch bei dem alten Grundsatze, dass die Stände, 
wenn der König nocli lebt, aus freiem Willen ihre Zu- 
stimmung zur künftigen Besetzung des Thrones geben. 

Die vereinbarten Punctationen, von welchen bisher 
berichtet wurde, entsprangen der besonderen Lage der 
Umstände, unter welchen eben Ferdinand von Oesterreich 
zum Könige von Böhmen erwählt wurde. Der Haupt- 
vertrag mit dem neuen Souverain bezog sich jedoch 
auf Erhaltung des gesammten staatsrechtlichen und ver- 
fassungsmässigen Status quo, auf Bestimmungen und 
Bedingungen, welche einem jeden König, mag sein An- 
spruch auf den böhmischen Thron in einer freien Wahl 
oder im Erbrechte seinen Ursprung haben, regelmässig 
vorgelegt wurden, und deren Anerkennung einer jeden 
Thronbesteigung nothwendigerweise vorangehen musste. 

Der hierauf bezügliche zweite Punct der ständischen 
Instruction lautet: „Auch soll uns Se. Maj. bestätigien, 
was die Rechte und alte gute Gewohnheiten dieses 
Königreichs betrifft, wie es uns von den Gesandten Sr. 
k. Majestät zugesagt wurde, dass alle diese Sachen uns 
bestätigt und unverletzt gehalten und beobachtet werden 
sollen." 

Ferdinand stellte die hiedurch geforderte Urkunde 
zuerst in Wien am 15. December 1526 in lateinischer 
Sprache aus, und "wiederholte deren Inhalt wortgetreu 
in einem böhmischen Majestätsbriefe, ddo. Prag 4. Mai 
1528. Die Bestimmungen dieses Hauptdocumentes sind 
keineswegs neu, mehrere derselben fanden ihren Aus- 
druck schon im Johanneischen Privilegium vom J. 1310, 
andere kamen später hinzu, namentlich seit der Zulas- 
sung K. Siegmunds zur Regierung in Böhmen (1436), 
und wiederholten sich von da an bei jeder folgenden 
Besetzung des böhmischen Thrones. Der Majestätsbrief 
vom 4. Mai 1528 lautet: 

„Wir Ferdinand von Gottes Gnaden König von Un- 
garn und Böhmen, von Dalmatien, Groatien etc., Infant 
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in Hispanien, Erzherzog von Oosterrcich, Markgraf von 
Mähren, Herzog von Luxemburg und Schlesien, und 
Markgraf von der Lausitz etc. thun kund mit diesem 
Brief jedermänniglich: 

Dass Wir versprochen haben, die zwischen dem 
heihgen Baseler Concilium und dem glorreichen König- 
reich Böhmen und Markgrafthum Mähren vereinbarten 
und geschlossenen Compactata, dass sie wieder in ihre 
Kraft treten und dazu gebracht und wirklich beobachtet 
werden ; und das sollen Wir nach Inhalt aller Verschrei- 
bungen Unserer Vorgänger der Könige von Böhmen ver- 
schreiben und halten und zu Ende bringen; und wenn 
Jemand dagegen sein und es dem Königreich Böhmen 
und Markgrafthum- Mahren verletzen wollte, so sollen 
Wir sie dabei gegen Jedermann schützen und verthei- 
digen, auch bei dem Heiligen Vater dahin wirken, dass 
es den Böhmen und Mährern thatsächlich bestätigt werde. 

Item haben Wir versprochen, dass ein solcher Erz- 
bischof zur prager Kirche gegeben und erwirkt werde, 
welcher die Böhmen und Mährer, sowohl geistliche als 
weltliche, bei allen Sachen, wie sie in den Compactaten 
enthalten sind, auch vermöge der Verschreibungen und 
Versicherungen des Kaisers Siegmund ruhmvollen An- 
denkens und anderer böhmischer Könige, auch der Ver- 
schreibungen König Viadislaus' ruhmvollen Andenkens, 
bewahren und halten würde; und dass ein solcher Erz- 
bischof bald erwirkt, bestätigt und geweiht werde. 

Item haben WMr versprochen, die Krone Böhmen, 
alle Herrn, die Ritterschaft, die prager und andere 
Städte und die ganze Gemeinde derselben Krone, bei 
ihren Rechten, Ordnungen, Privilegien, Freiheiten, Im- 
munitäten und Verleihungen des Landes, auch allen 
billigen alten und andern beobachteten guten Gewohn- 
heiten, zu halten und zu bewahren; insbesondere alle, 
von ruhmvollen Andenkens Könige Ottakar, Könige Jo- 
hann, Kaiser Carl, König Wenzel, Kaiser Siegmund, 
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König Albrecht, König Ladislaus, König Georg, König 
Vladislaus, bis zum Tode Ihrer Majestäten gegebene 
und ergangene Verschreibungen zu halten, und wider 
wessen immer Widerspruch und Irrung, und thatsäch- 
lieh zu beobachten und zu schützen. 

Item haben Wir versprochen, die Burg Carlstein, 
die Krone, alle Reichskleinodien, auch die Landtafel 
und Privilegien Niemandem anzubefehlen noch anzu- 
vertrauen ohne Willen und Rath der Herrn, der Ritter- 
schaft des Königreichs Böhmen und der prager Städte, 
nach Massgabe ihrer respectiven Rechte dabei. 

Item haben Wir versprochen, dass Wir die alter- 
thUmliche Ordnung und Gewohnheiten des Königreichs 
Böhmen beobachten sollen. 

Item haben Wir versprochen, keine Ausländer, we- 
der geistliche noch weltliche, in die Landes-, Hof-, 
Stadt- oder geistliche Aemter, sondern Böhmen, einzu- 
setzen, auch mit Ausländern keine Burgen und Städte 
der Krone Böhmen zu besetzen und sie denselben an- 
zuvertrauen, und das sollen Wir mit Rath thun; und 
auch in den umliegenden zum Königreiche Böhmen ge- 
hörigen Ländern dass es so gehalten werde, wie es 
unter Kaiser Carl und andern Königen, Unsern Vor- 
gängern, gehalten und beobachtet wurde 

Item haben Wir versprochen, dass Wir keine Län- 
der, Herzogthümer, Städte, Schlösser, Burgen, Lehen 
und alle andern zur Krone Böhmen gehörenden Güter 
von der Krone losreissen noch alieniren sollen, auf gar 
keine Weise, auch durch keine Mitgiften, sondern was 
von der Krone losgerissen oder alienirt wäre, das sollen 
Wir wieder mit der Krone verbinden und vereinigen. 

Item haben Wir versprochen, die böhmische Münze 
auf keine Art leichter oder niedriger zu prägen ohne 
Willen des ganzen Königreichs, sondern Uns nach den 
Aussetzungen und Privilegien der Krone Böhmen so zu 
verhalten, wie es Recht ist. 
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Item haben Wir versprochen, was Unsere Vorgän- 
ger, die Kaiser oder Könige von Böhmen, Jemandem, 
den Ständen, Personen oder Person, an königlichen, 
geistlichen oder lehenbaren Gütern geschenkt oder ver- 
schrieben haben, dass Wir das beobachten und zur 
Gänze bewahren sollen, jedoch was davon nicht wider 
die Gnaden und Verleihungen wäre , welche der König 
Vladislaus ruhmvollen Andenkens allen Ständen dieses 
Königreichs gegeben hat 

Item haben Wir versprochen, jeden einzelnen Stand 
insbesondere bei ihren Ordnungen, Privilegien, Freihei- 
ten, Aussetzungen, Gewohnheiten, Verleihungen, was 
jedem respectiven Stande gehört, zu bewahren. 

Zu Urkund dessen haben Wir Unseres königliches 
Insiegel zu diesem Briefe anzuhängen befohlen. 

Gegeben auf der prager Burg, den Montag nach 
den heiligen Philipp und Jakob, im Jahre des Herrn 
ein Tausend fünf Hundert acht und zwanzig. Unserer 
Königreiche des ungarischen und böhmischen im zweiten." 

Die Nachkommen und Erben Ferdinands I mussten 
bei ihrer landtäglichen Annahme zu Thronfolgern feier- 
lich geloben und es mit einem besondern Reverse be- 
urkunden, dass sie zur Regierungsgewalt angelangt, 
dieses Privilegium bestätigen werden. Diese Confirmation 
sammt dem Krönungseide hiess ihre „Pflicht zum Kö- 
nigreiche," und ihre Ertheilung, beziehungsweise Lei- 
stung wurde immer als eine selbstverständliche Bedin- 
gung in die königliche Proposition, mit welcher die 
Stände um die Anerkennung des jeweiligen Thronerben 
angegangen wurden, aufgenommen, und in dem bezüg- 
lichen Landtagsbeschlusse ausbedungen. So wurde dieses 
Privilegium wiederholt von K. Maximilian (Wien, 23. 
April 1567), von K. Rudolf (Regensburg, 12. November 
1576), von K. Mathias (Prag, 3. Juni 1611), und von 
K. Ferdinand H (Wien, 6. ^pril 1619). Jedoch fanden 
dabei folgende Aenderungen statt. 
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Die Mehrzahl der böhmischen Stände, unter Fer- 
dinand I in ihrem Gewissen lutherisch geworden, gab 
den Gedanken an eine Wiedervereinigung mit der ka- 
tholischen Kirche völlig auf, ja verabscheute ihn, und 
erwirkte deshalb von dem toleranten K. Maximilian die 
Bewilligung, sich nach den baseler Compactaten nicht 
mehr richten zu müssen. Dadurch wurde eine Aende- 
rung in der Privilegien-Confirmation nothwendig, und 
diese wurde durch folgendes, von dem am 22. März 
1567 abgehaltenen Landtage vereinbartes und intabu- 
lirtes Gesetz festgesetzt: ;.Nachdem Personen aus allen 
drei Ständen, welche unter beiderlei Gestalt communi- 
ciren, bei Sr. k. M. darum demüthig und unterthänig 
angesucht haben, was die Compactate betriSt, dass sie 
in der Bestätigung des Landesprivilegiums ausgelassen 
und übergegangen werden: darein geruht Se. k. M. ein- 
zuwilligen, so dass sie aus demselben Privilegium auch 
sonst ausgelassen werden." In Folge dessen fehlen in 
der Privilegien-Bestätigung vom 23. April 1567 die obi- 
gen ersten zwei Absätze, Vielehe die Compactata und 
den Erzbischof betreffen. Dabei blieb es auch im J. 1576. 

Später haben die Stände vom K, Rudolf den be- 
rühmten Majestätsbrief in Religionssachen und andere 
namhafte Concessionen, so wie vom E. Mathias die Be- 
stätigung ihrer Conföderation mit den Schlesiem erwirkt, 
und folgerichtig erhielt dann der obige dritte Absatz, 
der zum ersten geworden war, in den Privilegien-Gon- 
firmationen von 1611 und 1619 folgende erweiterte, auf 
dem Krönungslandtage am 22. Mai 1611 vereinbarte 
Fassung: „Wir thun kund mit diesem Briefe jedermän- 
niglich, dass Wir versprochen haben, die Krone Böhmen, 
alle Herrn, die Ritterschaft, die prager und andere 
Städte und die ganze Gemeinde derselben Krone zu 
halten und zu bewahren bei ihren Rechten, Ordnungen, 
Majestätsbriefen, Privilegien, Freiheiten, Aussetzungen 
und Verleihungen des Landes, betreffend die Religion 
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und auch andere politische Sachen, bei der Landesord- 
nung, Landtagsbeschlüssen, insbesondere bei dem Com^ 
promiss zwischen beiden Parteien, der unter einer und 
der unter beiderlei Gestalt allein, im selben Königreich 
von den Jahren 1608 und 1610, so wie bei der im J. 
1609 auf aUgemeinem Landtage wegen der Religion 
abgeschlossenen Vereinigung zwischen den utraquisti- 
schen Ständen und den Fürsten und Ständen der Schle* 
sischen Herzogthümer, weil sie gegen die katholische 
Religion der unter einer Gestalt Gommunicirenden 
nicht gemeint werden soll, auch bei allen löblichen alten 
und andern guten Gewohnheiten und Ordnungen, be- 
sonders ruhmvollen Andenkens des Königs Ottakar, 
Königs Johann, Kaisers Carl, Königs Wenzel, Kaisers 
Siegmund, Köhigs Albrecht, Königs Ladislaus, Königs 
Georg, Königs Vladislaus, Kaisers Ferdinand, Kaisers 
Maximilian, und Seiner Liebden Unsers liebsten Bru- 
ders des Kaisers Rudolf, auch alle von Ihren Majestä- 
ten gegebene und ergangene Verschreibungen zu halten 
ohne alle Widerrede und Irrung, und thatsächlich zu 
beobachten und zu schützen." 

Diese landtäglichen Festsetzungen des Inhalts der 
Privilegien-Confirmation, so wie die ebenfalls landtäg- 
lichen Abänderungen derselben, welche ein Ausfluss der 
das gesammte Land bewegenden Zeitströmungen waren, 
stellen den Begriflf und die Natur des bilateralen Ver- 
trags zwischen der Nation und der Dynastie klar. Wären 
die Bedingungen dieses Vertragsverhältnisses pflicht- 
gemäss eingehalten worden, es wäre nie zu der ver- 
hängnissvollen Wendung gekommen^ welche einen unheil- 
vollen Verfassungsrückschritt herbeiführte und jeden 
sowohl geistigen als materiellen Fortschritt in diesen 
Ländern für zwei Jahrhunderte lahm legte. Eben die 
selbstbewussten und systematischen Verletzungen, welchen 
die garantirten religiösen und andern Freiheiten von 
Seiten der Regierung des K. Mathias ausgesetzt waren, 
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gaben die wesentlichste Veranlassung zum böhmischen 
Aufstande von 1618, nach dessen Bewältigung der Ab- 
solutismus zum ersten Male seinen verheerenden Einzug 
in Böhmen hielt, worauf dann nach siebenjähriger Dauer 
desselben die alte böhmische Verfassung, jedoch mit 
sehr beklagenswerthen Einschränkungen und Deprava- 
tionen, erneuert und wieder hergestellt wurde. 

Die erneuerte Landesordnung vom J. 1627, soweit 
sie Neuerungen enthält, ist auf eine durchaus verfassungs- 
widrige Weise zu Stande gekommen, und nach den Grund- 
sätzen vieler hochgeschätzter juristischen Autoritäten 
imd Staatsrechtslehrer zu schliessen, überhaupt rechts- 
widrig octroyirt worden. Mit der Revision der bisherigen 
Landesordnung beauftragte zwar K. Ferdinand n. zuerst 
einige der böhmischen obersten Landesbeamten und 
Landrechtsbeisitzer ; da jedoch diese, obwohl dem recht- 
mässigen Könige ergeben, sich in keine wesentliche 
Sclmiälerung der Landesgerechtsamen einlassen wollten, 
so wurde ihr Elaborat bei Seite gelegt, und das Revi- 
sionsgeschäft mit Decret vom 12. März 1625 an eine 
andere Gommissiou übertragen. Mitglieder der letzteren 
waren: Carl Fürst von Lichtenstein (Statthalter von 
Böhmen in dem autokratischen Provisorium), Albrecht 
W. E. Fürst von Waldstein (der später berühmte Herzog 
von Friedland), Peter Heinrich von Stralendorf, Reichs- 
hofraths-Vicepräsident, Johann Verda von Verdenberg, 
österr. Hofvicekanzler, Otto vonNostitz, deutscher Vicekanz- 
ler des Königreichs Böhmen, Dr. Otto Melander, Reichshof- 
rath, Dr. Conrad Hillerand, Reichshofrath, und Dr. Hassoldt, 
Apellationsrath im Königr. Böhmen. Da die beiden Fürsten 
die Commissionssitzungen unregelmässig besuchten, so 
gaben die Ausländer bei der Revision den Ausschlag; 
die Schlussredaction übernahm Melander. Die Grundsätze, 
nach welchen diese Commission ans Werk gehen sollte, 
waren in dem erwähnten Decrete folgendermassen aus- 
gedrückt: „da^s erstlich bei diesem sehr wichtigen Werke 



Digiti 



zedby Google 



39 

der katholischen Religion im Wenigsten nicht präjudicirt, 
sondern dieselbe mit guten Satzungen und Ordnungen 
bekräftigt, und fürs Andere Ihrer Majestät Dero jus 
regium salvirt, und dann im Dritten ein aequabile jus 
privatum zwischen den eingeborenen Böhmen und den 
Ausländem, so unter der Zeit in das Königreich ange- 
nommen worden, oder noch künftig hineinkommen 
möchten, gehalten werde/ Einzelne Mitglieder dieser 
deutschen Commission giengen aber in ihren Principen 
des crassesten Despotismus so weit, dass ihre Anträge 
nur zum Theil genehmigt und von K. Ferdinand IL 
sanctionirt wurden. Dennoch waren die böhmischen ober- 
sten Landesbeamten peinlichst überrascht, als sie die 
von ihrem Elaborate grundverschiedene neue Landes- 
ordnung erblickten, welche durch Patente vom 10. Mai 
1627 publicirt wurde. Eine Promulgation auf dem Land- 
tage wurde deshalb vermieden, weil, wie es in der Re- 
visionscommission laut wurde, „viele Reclamationen 
geschehen könnten, und weil die Böhmen wissen, dass 
Ihre Majestät leichtlich ad misericordiam zu bringen 
ist." Kein Wunder, dass Stoflfund Form, und namentlich 
die letztere, in dem Werke einer so gesinnten Commis- 
sion nur Unbarmherzigkeit und Zorn athmen. 

Das Kundmachungspatent zur verneuerten 
Landesordnung, ddo. Wien, 10. Mai 1627, besagt; 

„Nachdem Wir durdi Hülfe und Beistand der gött- 
lichen Allmacht, Unser Erb-Königreich Böhmen wiederum 
mit dem Schwert unter Unsere Gewalt und Gehorsam 
gebracht, als haben Wir Uns nichts höheres angelegen 
sein lassen, als wie im obgedachten Unsem Erb-König- 
reich die Ehre Gottes des Albnächtigen fortgepflanzet 
die Justiz wider die, so sich wider Uns, als ihre von 
Gott vorgesetzte ordentliche Obrigkeit, aufgelehnt, und 
sich der vorgegangenen hochabscheulichen Rebellion 
(dardurch nicht allein der Wohlstand ihres eigenen 
Vaterlandes, sondern fast aller christlichen Königreiche 
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und Länder turbiret und zerrüttet worden) theilhaftig 
gemacht, nach Verdienst und Beschaflfenheit dergleichen 
unerhörten Beginnens, andern zum Exempel und zu 
Verhütung hochschädlicher Nachfolge, so nicht allein 
Uns, sondern allen andern Potentaten daraus entstehen 
könnte, gebührlich, jedoch nicht ohne Anwendung Un- 
serer angeborenen Milde und Moderation desjenigen, so 
die Schärfe des Rechtens mit sich gebracht, administriret, 
hingegen diejenigen Personen, so ihre Treue und Be- 
ständigkeit bei währender Rebellion gegen Uns erwiesen, 
und ungeachtet Unser Erb-Königreich in forma uni- 
versitatis rebelliret, nichts desto weniger dieselben Per- 
sonen, eine jede für sich selbst, alles andere hintan- 
gesetzet, lieber ihr Vaterland verlassen, als Uns zuwider 
sein wollen, an Ehren, Würden und Gütern in Gnaden 
belohnet würden. 

Demnach nunmehr solches alles bisher erfolget, so 
sind Wir nicht unbillig aus königlicher väterlicher Für- 
sorge darauf bedacht, wie obgedachtes durch Unsere 
kostbaren Kriegsrüstungen erobertes Königreich wiederum 
in eine solche Verfassung gebracht werde, dass der 
Respect und Gehorsam der Unterthanen gegen Uns und 
Unsere Erben, nachkommende Könige, als ihre einzigen 
rechten natürlichen Erbherm, erhalten, die Unterthanen 
mit einander unterm Schutz eines gleich durchgehenden 
Rechtes und einträchtiger Religion, in Frieden, Ruhe 
und Einigkeit gehandhabet, und alles, was dem zuwider, 
abgeschafft werde. 

Ob Wir nun wohl wegen der aus gedachter Rebellion 
herrührenden, und noch und noch währenden schweren 
Kriege und andern Unserm Erb-Königreich und Ländern 
daher entsprossenen Ungelegenheiten, die zum friedlichen 
Wohlstand gehörigen Mittel nicht so bald voUkömmlich 
vollziehen und zu Werk richten können; so haben Wir 
doch mit angelegener Sorgfältigkeit dahin getrachtet, 
wie zum wenigsten, was immer möglich, vor die Hand 
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genommen, und die aus den vorhergegangenen Unord- 
nungen sich ereignende Gebrechen durch heilsame Ge- 
setze corrigiret und abgewendet werden möchten: 

Der Ursachen halber Wir dann Unsere Verneuerte 
Königliche Landesordnung publiciren wollen, darinnen 
Wir neben den Fundamenten und Grundfesten, so alle 
christliche Potentaten in Verfassung eines Regiments 
billig ihnen angelegen sein lassen, 

die jura' privatorum zwar so viel möglich bei dem 
alten Herkommen gelassen, jedoch theils nach jetzigem 
des Königreichs Zustand, als welches von verschiedenen 
Völkern und Zungen bewohnt wird, gerichtet, auch etli- 
cher Massen nach Unsern kaiserlichen und andern im 
Heil. Römischen Reich und Unsern Königreichen und 
Ländern gewöhnlichen Satzungen, corrigiret: In allem 
aber zuförderst die Ehre Gottes, die natürliche Billig- 
keit und das gemeine Wesen in Acht genommen: Auch 
darbei Uns nicht allein die königliche Macht, solche 
Unsere Landesordnung zu mehren, zu ändern, zu bessern, 
und was sonst das jus legis ferendae mit sich 
bringt, vorbehalten, sondern Uns auch gnädigst erboten, 
diejenigen Fälle, so in dieser Landesordnung nicht be* 
griffen und hiebevor nicht durch geschriebenes Recht, 
sondern vielmehr nach Befund der Rechts-Sitzer und 
etwan auf vorhergegangene Präjudicia, erörtert worden, 
wann dieselbe, wie allbereit anbefohlen, zusammen ge- 
tragen und Uns vorbracht werden, durch constitutiones 
regias zu decidiren." 

Die Gegner der böhmischen Landesrechte reissen 
gewöhnlich die Worte: »solche Unsere Landesordnung 
zu mehren, zu ändern, zu bessern," aus ihrer Verbin- 
dung heraus, um dadurch und mit Hilfe der grundfal- 
schen Supposition, als wäre die Landesordnung identisch 
mit der Gesammtheit der Landesgerechtsamen, den Trug- 
schluss zu führen, dass durch jenen Vorbehalt das ge- 
sammte böhmische Staatsrecht von der Willkühr des 
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Regenten abhängig gemacht und somit zum Gegentheile 
eines wirklichen Staatsrechtes qualificirt wird. Die Ua- 
haltbarkeit dieser Behauptung hat schon eine ständische 
Gommission im J. 1847, mit dem Fürsten Garlos Auers- 
perg an der Spitze, ausführlich und schlagend nach- 
gewiesen ; namentlich hat sie dargethan, dass jener Vor- 
behalt „überhaupt zu den ständischen Privilegien in 
keiner Beziehung steht '^ Aber schon die stricte Inter- 
pretation des angeführten Kundmachungspatentes führte 
den Universitätsprofessor Herrn Tomek (in seiner böhm. 
Schrift über die böhm. Landtage nach der Ferdinandei- 
schen vemeuerten Landesordnung, 1868) zu dem Re- 
sultate, dass sich jener Vorbehalt lediglich auf die in 
dem bezüglichen Satze allein genannten Jura privat o- 
rum, auf die Privatrechtsgesetzgebung bezieht, 
keineswegs aber auf das öffentliche Recht, nicht einmal 
auf den geringen Theil desselben, welcher in der er- 
neuerten Landesordnung enthalten ist Zur Bekräfti- 
gung dessen können wir hier die gewiss massgebende 
Thatsache, welche dem Herrn Tomek damals unbekannt 
war, anführen, dass die deutsche Revisionscommission 
im J. 1625 über den Passus: „zu mehren, zu ändern, 
zu bessern,'' zweimal verhandelte, und ihn beide Male 
ausdrücklich dem früher S. 24 citirten Schlussartikel 
Z. 4 der Landesordnung von 1564 entgegensetzte; dass 
aber dieser Schlussartikel nur die Privatrechtsgesetz- 
gebung betrifit, ist evident 

Die erneuerte Landesordnung enthält nur unter Lit 
A. verfassungsrechtliche Bestimmungen, alles übrige bis 
Lit Z. ist der Gerichtsordnung, dem Straf- und dem 
Privatrecht gewidmet. Das böhmische Staatsrecht be- 
ruht aber auf besondem altem Vereinbarungen und 
Privilegien, welche auch in den frühem Landesordnun- 
gen nur zum Theil Aufnahme fanden, und welche in 
der erneuerten Landesordnung nur in folgender auf- 
schiebenden Weise erwähnt werden : 
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„A 22. — Obwohl die Privilegia betreffend die 
Alienation der Güter, so zum Königreich gehören, vori- 
ger Landesordnung mehreren Theils von Wort zu Wort 
einverleibt gewesen: Weil Wir Uns aber dieser und 
anderer Privilegien halber gegen Unsere ge- 
horsamen Stände absonderlich erklären und re- 
solviren wollen; als haben Wir gnädigst befunden, 
dass es unvonnöthen, die Worte derselben Privilegien 
dies Orts inseriren zu lassen." 

K Ferdinand U. hat sich wegen dieser Privilegien 
später wirklich besonders resolvirt, indem er am 29. 
Mai 1(127, also am neunzehnten Tage nach der Publi- 
cirung der erneuerten Landesordnung, folgende beson- 
dere Privilegien-Gonfirmation erliess: 

„Wir Ferdinand n. von Gottes Gnaden römischer 
Kaiser, zu allen Zeiten Mehrer des Reiches, König von 
Ungarn, Böhmen, Dalmazien, Kroatien, Erzherzog von 
Oesterreich, Markgraf von Mähren, Herzog von Luxemburg 
und Schlesien und Markgraf von der Lausitz etc. 

Bekennen mit diesem Briefe und thun kund: Nach- 
dem es bekannt und offenbar ist, wie Unser Erbkönig- 
reich Böhmen vor nicht lange verflossener Zeit gegen 
Uns in forma universitatis gewaltsam sich empörte, und 
eine schändliche und solche Rebellion erregte, dass wir 
Unser Erbkönigreich Böhmen nothgedrungen mit be- 
deutenden Kriegsunkosten, mit Anwendung aller Unse- 
rer und Unsers glorreichen Hauses Möglichkeit wieder, 
mit der Hilfe Gottes, mit Schwert erobert und es unter 
Unsere Gewalt gebracht haben: 

Wesswegen Wir billig alle, diesem Königreiche 
zustehenden Privilegia, in so fem sich diese auf die 
Stände des Königreiches Böhmen, oder auf deren Ge- 
sammtheit beziehen, vernichten und aufheben könnten. 

Indem wir aber auf die feste Treue einiger Be- 
wohner des benannten Königreiches, welche lieber ihr 
Vaterland verlassen, als sich gegen Uns gestellt hatten, 
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hinsahen, so auch weil das oftgenannte Königreich 
Böhmen nun grösstentheils zu Unserem heiligen, allein 
seligmachenden katholischen Glauben beigetreten ist, ja 
manche von Unseren treuen Käthen und Dienern darin 
sich ansässig machten, haben wir aus diesen Ursachen, 
aus angebomer Güte uud Huld, nach reifer Erwägung 
alles dessen, zu bestimmen geruhet: 

Dass Unser obbemeldetes Königreich Böhmen wie- 
der in gewisse Stände, wie es Unsere erneuerte Landes- 
ordnung umständlich enthält, erhoben werden, und alle 
und verschiedene Privilegia, Verleihungen, 
Freiheiten und Majestätsbriefe, welche ge- 
gen die erneuerte Landesordnung nicht ab- 
zielen -— (so wie alles das, was, wie bemeldet, ge- 
gen solche Landesordnung ist, und besonders jene zwei 
unter der Regierung des Kaisers Rudolf n. glorreichen 
Andenkens, von Personen, die sich Utraquisten nannten, 
erzwungene Majestätsbriefe, der erste wegen der Reli- 
gion, der zweite wegen Nachlassung von allerlei Strafen, 
Güterverfall, — Wir für ungiltig und schon vernichtet 
erklären, halten und erachten) — ohne Hinderniss ei- 
nes jeden Menschen geniessen und sich deren erfreuen 
könnte; so wie Wir auch kraft dieses Unseren k. und 
k. Briefes, mit der oben gestellten Bedingung und Aus- 
nahme, alle und jede vonUnseren glorreichen 
Vorfahren dieses Königreichs Böhmen ins- 
gemein, so wie auch einem jeden Stande ver- 
schiedentlich, besonders aber dem Herrenstande, 
im J. 1502, am Mittwoch vor dem Fastensonntage Remi- 
niscere, ertheilten und verliehenen Privile- 
gien, Rechte und Freiheiten, welche, wie 
oben berührt, gegen diese neue Landesordnung nicht 
streiten, und weil Wir ihretwegen keine 
andere Anordnung verfügten, genehmigen, 
erneuern und bestätigen. 

Wir geloben für Uns und unsere Erben 
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die künftigen Könige von Böhmen, dass Wir 
alle vier Stände und die ganze Gemeinde dieses 
Unsern Erbköniggreiches, so auch einen jeden 
Stand insbesondere, bei ihren Rechten, Gerech- 
tigkeiten undder besagten von Uns erneuer- 
ten Landesordnung schützen und erhalten 
wollen. 

Wir wollen auch keine Contributionen oder 
Steuern von Unseren gehorsamen Ständen anders, 
als in den Landtagen nach dem in derselben Landes- 
ordnung imter lit A. 5 gesetzten Artikel verlangen, 
und überdies, was und wann die Stände ver- 
willigen, ihnen keine anderen Steuern auf- 
erlegen. 

Auch wollen Wir an keine Person aus den Ständen 
Unseres Erbkönigreiches Böhmen, oder auf ihre Güter 
de facto oder gewaltsam greifen, sondern wollen einen 
Jeden seines Rechtes wegen anhören und nach Entschei- 
dung dieses Gegenstandes dem Rechte und der Gerech- 
tigkeit gemäss vorgehen. 

Und weil der Religionsunterschied die vornehmste 
Ursache der beendigten Rebellion war, so wollen und 
sollen Wir alle Stände des obbemeldeten Unseres Erb- 
königreiches Böhmen in der Einigkeit der heiligen rö- 
misch-katholischen Kirche erhalten und bewahren, und 
keinen andern Glauben oder Religion oder deren Aus- 
übung in diesem Königreiche dulden, sondern diejeni- 
gen, welche zu der obbenannten katholischen Religion 
nicht beigetreten sind, wollen Wir mit gehörigen Mit- 
teln hiezu bewegen lassen, so, damit sie in der Glau- 
benseinigkeit und in der Einigkeit der Gesinnungen zu- 
erst Gott dem Allmächtigen, und Uns desto besser die- 
nen und so das allgemeine Wohl und den Nutzen be- 
fördern können. 

Endlich wollen Wir auch jederzeit solche Münz- 
ordnung anstellen, wodurch dem gemeinen Wesen in 
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Unserm Erbkönigreich Böhmen mit guter Mfinze gehol- 
fen und die Comraercia befordert werden. 

Urkund dessen geruhen Wir Unser kaiserliches 
grösseres Siegel zu diesem Majestätsbriefe anhängen 
zu lassen, und Uns darin eigenhändig zu unterschreiben. 
Gegeben in Unserer Stadt Wien am Samstage nach 
dem Feste der Sendung des heiligen Geistes den Apo- 
steln oder am 29. Mai im Jahre nach der Geburt des 
Sohnes Gottes 1627, und Unserer Königreiche desröm. 
im 8ten, des ungar. im 9ten und des böhra. im lOten Jahre. 
Ferdinand m. p, 
Sdenco Adal. princeps de Lobcovicz 
supremus regni Bohemiae cancellarius." 

Es wurden also am 29. Mai 1627 alle bis dahin 
erflossenen böhmischen allgemeinen Landesprivilegien 
und besondere ständische Gerechtsamen, soweit sie der 
erneuerten Landesordnung nicht widerstreiten, bestätigt 
und als den König und alle seine Erben bindende, nur 
mit Zustimmung des böhmischen Landtages abzuändernde 
Fundamental- und Constitutionsgesetze anerkannt Der 
Umfang und die Bedeutung dieser so bestätigten Pri- 
vilegien wird von den Verneinern des böhmischen Staats- 
rechtes für gering gehalten, ja gänzlich verkannt. Um 
kurz zu sein, werden wir in keine gegentheiligen De- 
ductionen hier eingehen, sondern einfach einen andern 
Staatsact desselben Königs Ferdinand 11 reden lassen. 

Im Jahre 1628 wurde eine mährische, der böhmi- 
schen erneuerten ganz nachgebildete Landesordnung 
octroyirt, worauf dann der König auf dem Landtage in 
Znaim eine Privilegienbestätigung den mährischen Ständen 
ertheilte. Diese mährische Confirmation von 26. Juni 
1628 stimmt mit der vorjährigen böhmischen fast wört- 
lich tiberein; eine formell wichtige Abweichung findet 
sich nur in dem Ausdrucke des Vorbehaltes: „welche 
gegen Unsere neue Landesordnung nicht streiten, und 



Digiti 



zedby Google 



47 

weil Wir ihretwegen keine andere Anord- 
nung verfügten." Statt des letzten in der Schrift 
markirten Satzes stehen in der mährischen Privilegien- 
Confirmation folgende Worte: „und welche Wir ihnen, 
den Ständen, neben dieser Gonfirmation vermög des dar- 
über aufgerichteten, von Uns unterschriebenen 
und besiegelten Registers wiederum einant- 
worten und zustellen lassen." Dieses Register 
trägt die Aufschrift: „Verzeichniss der Privilegien und 
Briefe, welche Se. k. M. den Ständen des Markgrafthums 
Mähren zurück zu geben und darüber eine besondere 
Corfirmation zu ertheilen geruhen." Die Datirung und 
Fertigung am Schlüsse lautet: „Actum in Znaim in der 
böhmischen Hofkanzlei am 26. Juni 1628. Ferdinand. — 
Gulielmus comes Slavata, regni Bohemiae supremus can- 
cellarius." In diesem beglaubigten Register befinden sich 
nicht weniger als 140 Privilegien und andere Urkunden 
verzeichnet, welche in dem Zeiträume von 1212 bis 1617 
ausgestellt und nun von Ferdinand IL als gültig aner- 
kannt wurden. Wir finden da unter Nr. 2 das Privilegium 
König Johann's vom 18. Juni 1311, welches die Grund- 
bedingungen des Vertrags zwischen der böhmisch-mähri- 
schen Nation und der Dynastie enthält, und dessen Inhalt 
wir oben auf S. 6 — 8 mitgetheilt haben. Eine ganze Reihe 
dieser confirmirten Privilegien hat die Sicherstellung der 
Integrität der böhmischen Krone zum Zweck; wir heben 
nur die zwei allerwichtigsten hervor : das Staats-Grund- 
gesetz Carls IV. über das Verhältniss Mährens zu Böhmen 
vom 27. September 13ö5 (Nr. 11 des Verzeichnisses), 
und die Erneuerung der Incorporation durch den Kö- 
nig Georg vom 13. Januar 1464 (Nr. 68); beide Ur- 
kunden haben wir auf Seite 1 1 und 16 auszugsweise ange- 
führt. Damach kann schon jeder Unbefangene die Be- 
deutung derjenigen Landesprivilegien beurtheilen, wel- 
che zwar nicht durch die erneuerte Landesordnung^ 
sondern durch die nachfolgenden besondern Confirma- 
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tionen und neben der Landesordnuog in anerkannter 
Gültigkeit verblieben. 

Der Inhalt des böhmischen Staatsrech- 
tes, insoweit solches von Ferdinand II. im J. 1627 — 8 
bestätigt wurde, lässt sich etwa in folgende Hauptpunkte 
zusammenfassen : 

1. Die Integrität und staatliche Indivi- 
dualität der souverainen böhmischen Krone 
ist garantirt im Allgemeinen durch die ausdrückliche 
Confirmation der Carolinischen und Georgianischen In- 
corporationsgesetze, sowie durch den in der erneuerten 
Landesordnung A, 3. vorgeschriebenen Krönungseid, wor- 
nach der König zu schwören hat, dass er „auch von 
diesem Königreiche nichts veralieniren, sondern vielmehr 
dasselbe nach Vermögen vermehren" will. Dass diese 
Worte der Eidesformel nicht nur auf die Landgüter der 
königlichen Kammer, sondern auch auf Mähren und die 
übrigen dem Königreiche incorporirten Länder Bezug 
haben, wurde bei ihrer Abfassung in der ßevisionscom- 
mission besprochen und anerkannt. Der König ist Herr 
von Mähren und Schlesien eben als König von Böhmen. 
Eine staatsrechtliche oder administrative Verschmelzung 
des böhmischen Staates mit den andern Staaten und 
Besitzungen des gemeinsamen Herrschers wurde durch 
die erneuerte Landesordnung weder beabsichtigt noch 
bewirkt. Zwar bestanden schon seit Ferdinand L gewisse 
gemeinschaftliche Rathscollegien bei dem Hoflager des 
gemeinsamen Souverains, nämlich der geheime Rath, 
der Hofkriegsrath und die Hofkammer ; die zwei ersteren 
waren jedoch bloss consultative, vorberathschlagende 
Körperschaften, welche der König confidentiell zu Rathe 
ziehen konnte, aber zu wirklichen Staatsacten musste 
er sich der in jeder Staatsgruppe besondern verfassungs- 
mässigen Behörden bedienen, und dies so gut in der 
t)öhmischen wie in der ungarischen Krone, und in jener 
sowohl nach als vor der erneuerten Landesordnung. 
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Nur die Hofkaminer war eine ordentliche Centralstelle 
für die gesammten Länder der Habsburgischen Monarchie ; 
dieselbe war die oberste Verwaltungsbehörde des selb- 
ständigen, von den Landtagen nicht controllirten Finanz- 
wesens des Königs (wozu die Einkünfte von den Land- 
gütern, Bergwerken, die Gränzzölle u. dergl. gehörten), 
und durch sie allein wurde eine theilweise Realunion 
schon seit Ferdinand L zwischen Ungarn, Böhmen und 
Oestereich bewerkstelligt; sonst bestand unter diesen 
drei staatsrechtlichen Gruppen bis in die Mitte des 18. 
Jahrhunderts nur eine Personalunion. 

Speciell manifestirte sich die grundgesetzlich sta- 
tuirte staatliche Geraeinschaft und Eigenartigkeit der 
Länder der böhmischen Krone durch folgende Staats- 
acte, verfassungsmässige Bestimmungen und Organe: 

a) Die gemeinsame Königskrönung, verbunden 
mit der Anerkennung der Landesprivilegien, machte den 
legitimen Thronerben zum rechtmässigen Thronexspec- 
tanten, oder den factischen Gewalthaber zum rechtmäs- 
sigen König und Herrn von Böhmen, Mähren und Schle- 
sien. Dass die Könige im 18. Jahrhundert die Vertreter 
der incorporirten Länder nur zu diesem feierlichen Acte 
nach Prag einluden, dass die böhmischen General- 
oder Reichstage seit der weissenberger Schlacht 
ausser Uibung gekommen sind, ist zwar ein Factum, 
aber nur ein blosses Factum, durch welches das am 27. 
September 1355 gegebene und am 26. Juni 1628 be- 
stätigte Reichsgrundgesetz — wornach nicht nur zur 
Krönung, sondern zur gemeinsamen Mitwirkung an allen 
wichtigsten Angelegenheiten des böhmischen Staates 
die legalen Vertreter sämmtlicher böhmischer Kronländer 
einzuberufen sind — keineswegs entkräftigt werden kann, 
zumal nachdem die Reactivirung der avitischen Institu- 
tion der Generallandtage zu einem lebendigen Bedürf- 
nisse der Nation geworden ist. 

b) Gegen äussere und innere Feinde sind die böhmi- 
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sehen Kronländer zum gemeinsamen Schutze durch allge* 
meines Aufgebot verpflichtet, und zwar vermöge des 
von Ferdinand IL ebenfalls confirmirten Privil^iums des 
Königs Jobann vom J. 1310 und 1311. Die erneuerte 
Landesordnung A. 11. erweiterte diese Pflicht auch auf 
auswärtige Expeditionen, jedoch nur zum Schutze der 
böhmischen, nicht auch der übrigen 3esitzungen des 
gemeinsamen Herrschers. 

c) Für die königlichen Städte aller böhmischen 
Kronländer bestand seit dem J. 1548 ein gemeinsames 
Appellationsgericht in Prag, welches von der erneuerten 
Landesordnung intact gelassen wurde. 

d) Die böhmische Hofkanzlei war die oberste Ad- 
ministrativbehörde für die Länder der böhmischen Krone. 
Alle königlichen Urkunden in Sachen der böhmischen 
Kronländer mussten vom böhmischen obersten Hofkanzler 
contrasignirt werden. Der Wirkungskreis der Hoftanzlei 
entsprach den vereinigten Agenden der modernen Mi- 
nisterien des Innern, der Justiz, des Gnltos und Unter- 
richts, des Handels und der Polizei und Landesverthei- 
digung. Ausserdem machte die erneuerte Landesordnui^ 
die böhmische Hofkanzlei zum obersten Gerichtshofe der 
böhmischen Krone, indem die Revisionsprocesse, welche 
im Recurswege von allen Landesgerichten und vom 
Appellationsgerichte dahin gingen, zur königlichen Be- 
schlussfassung daselbst vorbereitet wurden. 

e) Kraft des Johanneischen Privilegiums durfte kein 
Landes-, Hof- oder städtisches Amt mit Ausländern 
besetzt werden. Dies änderte sich durch die erneuerte 
Landesordnung A. 9. 33. 36. 37. 38, F. 22. 39. 73, J 3 
keineswegs. Der König konnte nur Mitglieder des stän- 
dischen Körpers zu den Landesämtern befördern, und 
jene mussten im Lande begütert sein. Die obersten mit 
Landstandspersonen zu besetzenden Landesämter waren : 
die Stelle des obersten Kanzlers, das prager Oberstburg 
grafenamt (in Mähren und Schlesien die Landeshaupt- 



Digiti 



zedby Google 



51 

mannscbaften), das oberste Landhofmeisteramt (zugleich 
Eammergerichtspräsidium), das oberste Landmarschall- 
amt, da3 oberste Landeskämmereramt, das oberste Land- 
richteramt, das Hoflehenrichteramt, das Appellations- 
präsidium, das Kammerpräsidium, das Landschreiberamt, 
das Unterkämmereramty das Burggrafenamt des Eönig- 
gräzer Kreises, das Oberstmünzmeisteramt, und die 
Landesunterofficiersstellen bei der LandtafeL Auch alle 
Beisitzer des Landesgerichtes, des Eammergerichtes, des 
Hoflehengerichtes, des prager Burggrafengerichtes und 
mehrere Appellationsräthe konnten nur aus den begüter- 
ten Landstandspersonen, die Ereishauptleute aus dem 
in dem betreffenden Kreise sässhaften Adel ernannt 
werden. Andere landesfürstliche Behörden gab es nicht, 
und so befand sich die gesammte öffentliche Verwaltung 
in den Händen von eingeborenen Landeskindern oder 
doch solcher Personen, deren Güterbesitz sie an die 
Interessen des Landes knüpfte. 

f) Zum land- und lehentäflichen Gttterbesitz war 
das böhmische Incolat eine Vorbedingung; dadurch 
konnte ein Ausländer zum Lande aufgenommen und 
naturalisirt werden^ Oben haben wir gesehen, dass der 
Kön^g Johai;in vor seiner Krönung sich verpflichten 
musste, keinen Ausländer zum Einkaufe im Königreiche 
eigenmächtig zuzulassen; dem zu Folge hing die Er- 
theilung des Landesinsassenrechtes stets vom Landtage 
ab. Die erneuerte Laijdesordnung A. 20 vindicirte aber 
die Incolats- oder Indigenatserjtheilung als ein Regal 
dem Könige allein, beziehungsweise der böhmischen 
Hofkanzlei. Der Fremde, nachdem er die königliche 
Einwilligung zum Ansichbringen eines Landgutes erlangt 
hat, musste einen Erbhuldigungseid ablegen und einen 
Revers, worin er sich verpflichtete, alle Landesgesetze 
zu beobachten, an die Landtafel ausliefern. Dabei ist 
r wichtige Umstand zu merken, dass das Indigenat 

denLändern der böhmischen Krone immer 
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ein gemeinschaftliches war, dass also ein mäh- 
rischer oder schlesischer Landmann keiner Einwilligung, 
weder früher vom Landtage noch später vom Könige, 
dazu bedurfte, um in Böhmen ein Landgut zu erwerben. 
Die emeueite Landesordnung sagt darüber unter A. 20: 
^.Betreffend aber Unsere Unterthanen im Markgrafthum 
Mähren, Herzogthum Schlesien, Markgrafthum Ober- 
und ünterlausitz: Obwohl dieselben für keine 
Ausländerin Unserm Erb königr eich Böhmen, 
als dem diese Länderincorporiret, zuhalten 
sind, und derowegen keiner sonderbaren königlichen 
Verwilligung, damit sie sich in Böhmen einkaufen, oder 
durch andere Contracte und zulässige Weise, Landgüter 
an sich bringen mögen, hierzu vonnöthen haben ,^ so 
sollen sie doch bei dergleichen Anlässen den Erbhul- 
digungseid leisten und den Revers zum Lande liefern. 
Dabei verblieb es bis zum Jahre 1848; noch ein Hof- 
dekret vom 5. December 1840 Z. 15615 schärft ein, 
dass in Schlesien Niemand in den Besitz einer land- 
täflichen Realität zugelassen werden darf, der nicht das 
Incolat besitzt, dass aber Familien, welche das Incolat 
in Schlesien aus einem gesetzlichen Titel besitzen, be- 
rechtigt sind, dasselbe auch in Böhmen und Mähren 
auszuüben. Wenn ein Adeliger an den Landtagen theil- 
nehmen wollte, so musste er sich bei den Ständen um 
die Einführung melden und dabei sich mit dem Incolate 
und dem wirklichen Besitze eines Landgutes oder mit 
der unmittelbaren Anwartschaft auf ein solches in dem 
betreffenden böhmischen Kronland ausweisen. 

Das eben auseinander gesetzte Beispiel des Incolats 
charakterisirt die Veränderung, welche überhaupt durch 
die erneuerte Landesordnung in dem böhmischen Vet- 
fassungsrechte beabsichtigt und eingeführt wurde. Das 
Recht, das Incolat zu ertheilen, wurde der Mitwirkung 
des Landtages entzogen und dem Könige allein reser- 
virt; das Incolat selbst aber, als eine den Ländern der 
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b&hmischen Krone gemeinschaftliche und den böhmischen 
Staat von den übrigen Ländern des Monarchen abson- 
dernde Institution, verblieb in seiner alten Rechtskraft. 
Es geschah auf diesem so wie auf manchem andern Ge- 
biete ein gewaltiger Schritt zum Absolutismus, jedoch 
nicht zur Verwischung der staatlichen Individualität der 
böhmischen Krone, oder zu deren Verschmelzung mit 
andern Kronen und Erbstaaten. Die Böhmen, Mährer und 
Schlesier waren unter einander Landsleute oder Staats- 
genossen, die Oesterreicher, die Ungarn usw. blieben aber 
den böhmischen Staatsgenossen gegenüber Ausländer. 
Durch die Erklärung der Incolatsertheilung zu einem 
Regal änderte sich das böhmische Veifassungsrecht, nicht 
aber das böhmische Staatsrecht; die Verfassung wurde 
geschmälert, der böhmische Staat blieb aber als solcher, 
und seine Individualität und Eigenexistenz erlitt dadurch 
ebenso wenig einen Abbruch, wie wenig etwa Frank- 
reich durch die gleichzeitige Inaugurirung des Absolu- 
tismus daselbst aufgehört hatte, ein selbständiger Staa,t 
zu sein. Das Incolat vertrat in der ständischen Ver- 
fassung die Stelle des Bürgerrechtes des modernen Staa- 
tes; nun das böhmische Staatswesen hatte Ein solches, 
und zwar von den übrigen Ländern Seiner Majestät 
verschiedenes Bürgerrecht; die letzteren blieben der 
böhmischen Krone gegenüber Ausland, folg- 
lich hat auch sie durch die erneuerte Lan- 
.desordnung nicht aufgehört, einen selbstän- 
digen Staat für sich zu bilden. 

g) Der Hüter der Integrität der böhmischen Krone 
nächst dem König ist von Rechtswegen der Landtag des 
Königreichs Böhmen. Ihm zu Händen verpflichtete sich 
jeder König durch seinen Krönungseid, „von dem Kö- 
nigreich nichts zu veralieniren." Daran änderte die er- 
uerte Landesordnung gar nichts. So wie im J. 1598, 
js es sich um die lebenslängliche Verleihung der schle- 
ichen Herzogthümer Ratibor undOppeln an einen ab- 
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dicirten Fürsten von Siebenbürgen handelte, der K. Ru- 
dolf den böhmischen Landtag um die Einwilligung dazu 
ersuchte und dieselbe unter gewissen Bedingungen er- 
theilt wurde, ebenso war in den schlesischen Kriegen 
im vorigen Jahrhundert der böhmische Landtag dazu 
berufen, dieses Recht als Haupt der böhmischen Krone 
auszuüben. Es ist höchst beachtenswerth, dass ein so 
rücksichtsloser Eroberer, wie Friedrich II es war, das 
historische Staatsrecht Böhmens vollständig anerkannte, 
indem er in seinen Friedensschlüssen darauf bestand, 
dass der böhmische Landtag auf die von ihm eroberten 
böhmischen Krongebiete rechtlich reüuncife. Auch die 
Form der Cession von Seiten Maria Ther'esia's ist von 
Bedeutung. Es heisst nämlich in detn auf Grundlage 
der breslauer Präliminarien abgeschlossenen berliner 
Friedenstractate vom 28. Juli 1742: „Art 6 . . . will Ihre 
Majestät die Königin von Hungarn und Böhmen 
sowohl fllr sich als Ihre Erben und Nachkommen bei- 
derlei Geschlechts auf ewig und mit aller Sauverai- 
netät und Unabhängigkeit von der Krone 
Böhmen Sr. königlichen Preussischen Majestät, Sei- 
nen Erben und Nachkommen beiderlei Geschlechtes . . . 
abtreten sowohl Nieder- als Ober-Schlesien ... die Stadt 
und Schloss Glatz sammt der Gräfsdiiäft dieses Nai&eiis, 
mit aller Souverainetät undUnabhUiigigkeit 
vom Königreiche Böhmen." Es liegt auf der Hand, 
wenn einzelne Theile der Krone Böhmen mit aller Sou- 
verainetät und Unabhängigkeit von ihr abgetreten wer- 
den konnten, dass diese Krone und das Königreich Böh- 
men allen Nachbarstaaten und namentlich atich dem 
römisch - deutschen Reiche gegenüber selbst Souverain 
und unabhängig da stehen musste. Von den übrigen 
diesbezüglichen Artikeln dieses Friedensschlusses führe*- 
wir nur den wichtigsten an: „Art. 12. Nicht mind< 
verspricht Ihre Majestät die Königin von Huügam un 
Böhmen, die Stände des KönigreichsBöhme. 
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dahin zu yerbinden, dass sie nach der Pacification 
eine Renunciations-Acte aller ehemals von 
dieser Krön dependirenden und durch ge- 
genwärtigen Frieden an ScPreussische Ma- 
jestät mit der Souverainetät gediehenen 
Staaten geben werden." Die böhmischen Stände 
folgten dann auf dem Landtage von 1745 die ausbe- 
dungene Renunciationsacte wirklich aus. 

Die Verpflichtung des böhmischen Königs, das Kö- 
nigreich in seiner Integrität zu erhalten, bezieht sich 
auch auf die Kammergüter und andere Staatsdomänen, 
mit deren Ertrag ehemals alle regelmässigen Regierungs- 
bedürfnisse gedeckt waren. Im Sinne der erneuerten 
Landesordnung A. 22. und durch die Privilegien-Confir- 
mation vom 29. Mai 1627 sind die Vladislaischen Ge- 
setze wegen Nichtalienation des Landesvermögens be- 
stätigt, daher wurde der böhmische Landtag im Laufe 
des 17. und 18. Jahrhunderts wiederholt, zuletzt im 
J, 1825 vom Könige ersucht, seine Einwilligung zur Ver- 
äusserung von Staatsgütern zu geben. 

h) Endlich muss als sprechender Beleg für die Ei- 
genberecbtigung des böhmischen Staatswesens erwähnt 
werden, dass die erneuerte Landesordnung A. 1 das Ca- 
rolinische Staatsgrundgesetz über die Wahl und Succes- 
sion am böhmischen Throne vom 7. April 1348 als sol- 
ches anerkennt und als ein jederzeit gültiges Funda 
mentalgesetz anführt, wornach dem Königreiche Böhmen 
und den demselben incorporirten Ländern das Recht 
zusteht, im Falle des Erlöschens des königlichen Stam- 
mes in beiden Geschlechtem sich einen König frei zu 
wählen. Dieses Recht, welches stets als eine der vor- 
züglichsten Landesgerechtsamen angesehen wurde, wäre 
aber vollständig illusorisch, wenn der König, bevor der 
erwähnte Fall eintritt, die böhmische Krone mit seinen 
übrigen Ländern nach seiner Willkühr zu einem homo- 
genen Staatsganzen verschmelzen könnte, wo dann das 
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böhmische Staatswesen, ohne sich seines souverainen 
Selbstbestimmungsrechtes begeben zu haben, im eintre- 
tenden Fall dasselbe auszuüben factisch ausser Stande 
wäre. Vielmehr bedingt dasselbe für die Krone Böh- 
men den übrigen Ländern Sr. Majestät gegenüber je- 
derzeit die vollständigste Unabhängigkeit und Selb- 
ständigkeit, welche mit der Existenz eines gemeinsamen 
Herrschers verträglich ist; und das ist die Personal- 
union, welche ein Jahrhundert vor und mehr als ein 
Jahrhundert nach der erneuerten Landesordnung auch 
factisch bestanden hat, und auf welche die Mehrheit 
der böhmisch-mährischen Nation nur insoweit zu ver- 
zichten sich erbietet, als gewisse oberste Staatsangele 
genheiten eine gemeinsame Behandlung mit den übrigen 
Ländern Sr. Majestät erheischen. 

2. Neben der Aufrechthaltung der Integrität und 
staatlichen Selbständigkeit der Krone Böhmen ist das 
Steuerbewilligungs recht das werthvollste 
Kleinod, welches von der oktroyirenden Sündfluth ver- 
schont geblieben ist Die erneuerte Landesordnung 
A. 6. sagt darüber: „Betreffend aber die Contributio- 
nen, haben Wir für Uns und die nachkommen- 
den Könige und Erben zum Königreich, Uns 
dahin aus Gnaden resolvirt, dass Wir dieselben auf den 
Landtagen, und anders nicht denn gegen gewöhnlichen 
Revers, von den Ständen begehren lassen wollen- Als 
Uns dann nicht zweifelt, Unsere getreuen Stände, Un- 
sere und des Vaterlandes jedesmal vorfallende Nothwen- 
digkeiten Ihnen treuherzig zu Gemüth ziehen werden, 
Wir auch nicht nachsehen können noch wollen, dass die 
von Uns begehrten Contributionen Uns durch unbillige 
Conditionen, so etwa gegen Unsern königlichen Stand, 
Hoheit und Würden laufen möchten, als durch Suchung 
neuer Privilegien und Freiheiten oder dergleichen Un- 
serer Proposition nicht anhängige Einwenden, wie etwa 
bisher geschehen, conditionirt oder aufgehalten werden." 
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Die nachherige Privilegien- Confirmation vom 29. Mai 

1627 fügt hinzu: „Wir wollen auch keine Contributio- 
nen oder Steuer von ünsem gehorsamen Ständen an- 
ders, als in den Landtagen nach dem in derselben Lau- 
desordnung unter lit. A. 5. gesetzten Artikel verlangen, 
und überdies, was und wann die Stände ver- 
willigen, ihnen keine andern Steuern aufer« 
legen." 

In der Ausübung des Steuerhewilligungsrechtes gin- 
gen die Stände unter Ferdinand II und IE ebenso ri- 
goros und feilschend zu Werke, wie in der dem Auf- 
stande von 1618 unmittelbar vorausgegangenen Periode. 
Wenn also jetzt von gewisser Seite behauptet wird, die 
erneuerte Landesordnung spreche dem böhmischen Land- 
tage jedes Steuerbewilligungsrecht offen und geradezu 
ab, so ist das nichts weiter als absichtliche Unwahrheit, 
welche einer systematischen Herabsetzung und Anfein- 
dung auch des klarsten historischen Verfassungsrechtes 
entspringt, und deren Verbreitung eine merkwürdige 
Unwissenheit bei den Parteigängern voraussetzt. 

Die in der Landesordnung A. 5 vorgeschriebenen Re- 
verse wurden alljährlich bis zum J. 1848 nach jeder 
Steuerbewilligung ertheilt. In dem ersten vom 15. August 

1628 datirten sagt der König Ferdinand II, die böhmi- 
schen Stände hätten ihn gebeten, „dass Wir sie altem 
Herkommen nach wegen derjenigen gutwilligen 
Contribution, so Uns sie auf gnädigstes Ansinnen 
und Begehren bei dem nächst verwichenen 1627ten 
Jahres gehaltenen Landtag treuherzig bewilliget, mit 
einem gewöhnlichen Revers, damit ihnen solche treu- 
herzige Bewilligung an Ihren wohlhergebrachten 
und von Uns unlängst confirmirten Privile- 
gien, Freiheiten und Gerechtigkeiten ohne Abbruch 
und Nachtheii sein möchte, zu versehen gnädigst ge- 
ruhen wollten . . . Thun das auch hiemit wissentlich in 
Kraft dieses Briefes als regierender König zu Böhmen^ 



Digiti 



zedby Google 



Ö8 

und sagen ihnen gnädiglicb zu, dass solche ihre unter- 
thänige gutherzige Bezeigung ihnen und ihren Privile- 
gien . . . ohne allen Schaden und Nachtheil sein solle, 
treulich und ungefährlich.*' — Zu bemerken ist, dass 
auf dem Landtage, auf dessen Steuerbewilligung sich 
dieser Revers bezieht, der König eine fixe Summe von 
800.0 JO Gulden gefordert hatte; die Stände jedoch be- 
willigten nach alter Weise 6 Gulden von jeder Ansäs- 
sigkeit, und Hessen sich zur geforderten Garantirung 
der Ertragshöhe nicht bewegen. Erst seit dem Jahre 1652 
wurden fixe Beträge bewilligt. 

Die Rekrutenstellung betrachtete man einfach als 
eine Art Steuer, deren Bewilligung vom Landtage in 
Kriegszeiten regelmässig postulirt wurde. Die Stände 
bewilligten diese Kriegssteuer theils in natura (Soldaten, 
Pferde, Bewaflfnung, VeiTpflegung), theils in Geld. Mit 
den Decennalrecessen von 1748 und 1775 übernahm 
jedoch die Regierung die Verpflichtung, aus der bewil- 
ligten Totalsteuersumme auch die gesammte Militärregie 
zu besorgen; und dabei blieb es seit dem letztgenann- 
ten Jahre. 

Das Steuerbewilligungsrecht nach der erneuerten 
Landesordnung bezieht sich auf alle sowohl direkten 
als auch indirekten Steuern und Abgaben, mit Ausnahme 
der Zölle und anderer Einkünfte der königlichen Kam- 
mer. Erst im J. 1750 wurde der Salzaufschlag von 
Maria Theresia eigenmächtig incamerirt, d. h. dem 
ständischen Steuerwesen entzogen ; dann traf dasselbe 
Loos durch Rescript vom 13. September 1763 auch das 
Tabakgefälle, das Stempelgefälle, die Capitaliensteuer 
und andere ständische GoUecten, so dass zuletzt im 
laufenden Jahrhunderte nur die Grundsteuer, die Ge- 
bäudezinssteuer und die Gebäudeclassensteuer der stän- 
dischen Bewilligung anheim gestellt verblieben. Aehn- 
licher Vorgang der Incamerirung von indireclen Steuern 
wurde übrigens seit Hundert Jahren auch in Ungarn 
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prakticirt, was zuletzt den Erfolg hatte, dasp vor dem 
J. 1848 die selbständigen vom Landtage nicht control- 
lii*ten Einktinfte der königlichen Kammer in Ungarn 
einen etwa viermal grösseren Betrag ausmachten, als 
die vom ungarischen Landtage jährlich bewilligten di- 
recten Steuern. „In Ungarn wurde nur etwa der fünfte 
Theil des gesammten Steuerbetrags vom Landtage be- 
willigt (klagte einmal Deäk in Bezug auf jene Periode), 
alle übrigen Steuern erhob die Regierung selbst und 
schickte sie nach Wien; vom Jahre 1819 bis 1842 ver- 
kaufte und verschenkte die Regierung über ein Tausend 
Krongtiter, ohne es dem ungarischen Landtage nur zu 
notificiren." Trotz der allmäbligen Verkümmerung des 
Steuerbewilligungsredrtes in beiden Königreichen war 
bis dahin wenigstens der Grundbesitz vor der seit- 
her eingetretenen unerschwinglichen üeberbürdung ge- 
schützt*). 

3. Der härteste Schlag, welchen die erneuerte Lan- 
desordnung dem böhmischen Verfassungsrechte versetzte, 
besteht darin, dass dieselbe das Recht der Oesetz- 
gebung dem Landtage grundsätzlich Wenigstens dein 
Buchstaben nach, entzog, und es der königlichen Gewalt 
vorbehielt. In Uebereinstimmung mit dem Kundmachungs- 
patent setzt die erneuerte L. 0. A. 8. fest: „Wir be- 
halten auch Uns und ünsern Erben, nachkommenden 
Königen, ausdrücklich vor, in diesem Unsern Erbköftig- 
reich Gesetze und Hechte zu machen, und altes das- 



*) In dem letzten Decennium vor demJ. 1848 betrug die land- 
tSglich bewiUigte Stenersumme in Böhmen jährlich cirtea 7 ISGllio- 
nen Fl. C. M., hi Ungarn circa 4,300.000 Fl., in Siebenburgen 
S79.000 Fl. An indirecten Steuern zahlte damals Böhmen 12 Mil- 
lionen. Im Jahre 1868 hat dagegen die Regierung in Böhmen 
21,700.000 Fl. an directen, und 40,650.000 Fl. an indirecten Steuern 
eingehoben. Die Grundsteuer in Böhmen, als sie der Landtag von 
1847 zum letzten Male bewilligte, betrug öV, Mill.; jet^t nach 20 
Jahren macht sie 12 Millionen aus. 
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jenige, was das jas legis ferendae, so Uns als dem Könige 
allein zustehet, mit sich bringt." Artikel A. 6. verbietet 
es überdies strengstens, dass Jemand ohne königlichen 
Befehl „etwas, es treffe an was es wolle, den Ständen 
proponire und zur Berathschlagung mündlich oder schrift- 
lich vorbringe.^ „Hätte aber Jemand bei gemeinen 
Landtagen etwas anzumelden, das Uns oder Unsem 
Nachkommen und Erben zum Königreich, oder aber dem 
Land und dessen Inwohnern zu Gutem gereichen möchte : 
so kann er solches und dameben sein Gutachten, Uns 
als dem regierenden König, mündlich oder in Schriften 
unterthänigst zu erkennen geben, damit Wir hierauf die 
Nothdurft gnädigst anzuordnen wissen mögen/ 

Damach hat es den Anschein, als wenn durch die 
erneuerte Landesordnung jede Mitwirkung an der ge- 
sammten Gesetzgebung ausnahmslos den Ständen be« 
nommen wäre. Und doch ist es nicht der Fall; denn 
es darf nicht vergessen werden, dass, wie wir es unten 
nachweisen werden, die bestehenden Grundgesetze des 
Königreichs nur mit Zustimmung des Landtages recht- 
lich abgeändert werden konnten. Aber auch bei der 
Gesetzgebung in Angelegenheiten der Justiz, Finanz, 
des Unterrichts undCultus, der Verwaltung u.dgl., war 
die Mitwirkung des Landtages factisch nicht ausge- 
schlossen, denn schon die königliche Proposition zum 
Landtage von 1627 forderte die Stände auf, gesetzliche 
Bestimmungen über die Maasse und Gewichte und über 
die Jagdbarkeit zu treffen. Freilich konnten die Stände 
nur über das debattiren und beschliessen , was in der 
Regiemngsvorlage stand, aber die Praxis war schon 
unter Ferdinand 11 keineswegs so absolutistisch wie der 
Buchstabe der erneuerten Landesordnung. Ueberdiess 
konnten Gesetze, welche mit dem Steuerwesen verbun- 
den waren, nicht anders als landtäglich zu Stande 
kommen. ^ 

Die deutschen Revisoren der Landesordnung hatten 
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in ihrem despotischen Diensteifer augenscheinlich weit 
über das Ziel geschossen; daher erklärt es sich, dass 
in die mährische im J. 1628 erschienene Landesordnung, 
welche mit der um ein Jahr älteren böhmischen durch- 
aus auf gleichem Fusse steht, zwar der oben citirte 
Artikel (A. 8) über die gesetzgebende Gewalt ebenfalls 
aufgenommen, demselben aber der Beisatz hinzugefügt 
wurde: „In welchem Wir Uns aber nicht wer^ 
d^en lassen entgegen sein, Unsere getreuen 
Stände in einem und andern zuvorher zu 
vernehmen" (Fol 5/b). Nach dem schon unter Fer- 
dinand n in der Praxis zugelassenen Vorgehen trat 
unter seinem Nachfolger Ferdinand HI auch eine ge- 
setzliche Milderung des Verbots der ständischen Ini- 
tiative bei der Gesetzgebung ein, indem der Artikel 
Aa. 9 der Declaratorien vom I.Februar 1640 bestimmt: 
„In der vemeuerten Landesordnung A. 6 wird ganz 
ernstlich verboten, bei den Landtagen ausser dem, was 
die königliche Proposition in sich hält, etwas, es treffe 
an was es wolle, den Ständen zu proponiren und zur 
Berathschlagung mündlich oder schriftlich vorzubringen ; 
lassen es auch nachmals, so viel den statum publicum 
und die darein laufenden Wichtigkeiten betrifft, darbei 
allerdings verbleiben. Damit aber den Ständen nicht 
ganz die Gelegenheit genommen würde, sich etwa wegen 
einer oder der andern in geringeren Sachen vorfallen- 
den Angelegenheit mit einander zu unterreden; so wol- 
len Wir dieses Gesetz aus Unserem zu den Ständen 
tragenden gnädigsten Willen, nicht weniger als noch 
von Weiland Unserem hochgeehrtesten Herrn Vater, 
christseligster Gedächtniss, im Markgrafthum Mähren 
geschehen, darin erklärt haben, dass hinführe die Stände, 
nachdem sie vorher die königliche Landtagsproposition 
consultiret und dieselbe zu Unserer oder Unserer Com- 
missarien Beliebung allerdings erlediget, und eher nicht? 
sich in geringeren Sachen, die da Unsere 
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Person, Hoheit, Autorität und Regalien 
nicht betreffen, mit einander wohl unterreden 
mögen: jedoch mit diesem ausdrücklichen Anhang, dass 
ehe und zuvor sie dergleichen Unterredung anfangen, 
sie solches Uns, da Wir zur Stelle, oder Unseren kö- 
niglichen Laudtagscommissarien , wann Wir oder die 
regierenden Könige zu Böhmen ihnen hierzu Vollmacht 
mitgeben würden, vorher vortragen: auch alsdann das- 
selbe anders nicht als mit Vorwissen, Consens und Be- 
willigung derselben, zu der Stände Berathscblagung 
hinterbringen lassen sollen; auch was alsdann unter 
ihnen erlediget und geschlossen, zu Unserer und der 
Könige zu Böhmen Ratification unterthänigst referiret, 
auch bis dieselbe erfolget, mit Druckung solches Schlus- 
ses inne gehalten werden solle.** 

Im ersten Jahrhundert nach Herausgabe der er- 
neuerten Landesordnung galt es bei den besten Ken- 
nern des böhmischen Verfassungsrechjtes und dessen 
Praxis als feststehende selbstvers,tänd)iche Regel, dass 
der König bei der Schaffung neuer Landesgesetze die 
Stände zuvor zu befragen hat Das ersieht man daraus, 
dass die sogenannt^ Landesordnungs-CompUations-Com- 
mission, welche am Anfange des vorigen Jahrhunderts 
von K. Joseph I mit der Abfassung neuer Landesord- 
nungen für Böhmen und MäJbren beitrat war, diesen 
Grundsatz ganz präcis stylisirte, i^d^m sie unter den 
Hauptbefugnissen der böhmischen Stände jenes anführt: 
„in gemeinen und das gai^ze Land betref- 
fenden Anjiegenheiten sie. Unsere treuge- 
horsamstenStände, jederzeit zuvernehmen" 
Leider gelangte dieses Elaborat, welches in die Landes- 
ordnung zwar nijQhts neues eingeführt, aber dieselbe doch 
von den Vehemenzen des erbosten Rächers der »Re- 
bellion" befreit hätte, nicht zur Sanction. 

Im Jahre 1790, nachdem der Absolutismus K. Jo- 
sephs n vorüber war, verlangten die Stände eine um- 
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fassende Restitution der avitischen Rechte des Landes, 
namentlich auch dass „constitutionsmässig festgesetzt"* 
werde: »dass über jedes den statum publicum, das jus 
particulare et jura privatorum, die publico-politica oder 
Strafen betreffendes allgemeine Gesetz (wenn es nicht 
ohnehin schon ein bestehendes Staatsgrundgesetz ist), 
ehe solches zur Kundmachung gebracht wird und die 
Kraft eines bestehenden Gesetzes erhält, von den in einem 
Landtage versammelten Ständen das Gutachten abgefor- 
dert und erstattet werden soll." König Leopold n ent- 
schloss sich darüber am 12. August 1791 nach vielfachen 
Unterhandlungen folgendermassen : „Die Verneh- 
mung der Stände wird Platz greifen, wenn, 
wie Se. M. es schon mehrmal zu erkennen gegeben ha- 
ben, es um die Festsetzung oder Abänderung 
der Constitution oder solcher Gesetze zu 
thun ist, so das ganze Land betreffen; doch 
bliebe den Ständen immerhin unbenonmien, sowohl ge- 
gen die einzufahrenden Gesetze, als auch gegen alle an- 
dern Verordnungen auch damals, wenn selbe bereits 
Sr. M. Bestätigung erhalten haben, ihre geziemenden 
Vorstellungen zu machen, welche aber keinen effectum 
suspensivum zur Folge haben sollen.^ Das Recht der 
Initiative erlangten damals die Stände vollständig, 
indem die weiteren Landtagsverhandlungen nach Erledi- 
gung der königlichen Proposition an die Eipwilligung 
der Regierungskommissäre durchaus nicht gebunden 
waren. Zu einem völlig constitutionellen Gesetzgebungs- 
rechte des Landtages fehlte nichts mehr, als einerseits 
eine grössere Energie der Stände, andererseits der ehr- 
liche Wille der wiener Regierung, um das vom Könige 
gegebene Wort zur Wahrheit werden zu lassen. 

Von der den Landesrechten feindlichen Partei wird 
Mu mit triumphirender Miene hervorgehoben, die er- 
euerte Landesordnung spreche dem böhmischen Land- 
tage jedes legislative Befugniss und jede Initiative offen 
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und geradezu ab, und untersage ihm ausdrücklich, sich 
mit Vorschlägen dem Throne zu nähern. Damit meint 
man das Gesetzgebungsrecht des böhmischen Landtages 
mit einem Schlage abgethan zu haben. Wir können uns 
hier in eine detaillirte Auseinandersetzung des Umfan- 
ges und der Art dieses im 17. und 18. Jahrhundert 
factisch ausgeübten Rechtes nicht einlassen und werden 
uns damit begnügen, jener leichtsinnig hingeworfenen 
Behauptung den Ausspruch eines Mannes gegenüber zu 
stellen, welcher zwar durchaus kein Freund der stän- 
dischen Verfassung war, aber als ein vortrefflicher Kenner 
der vaterländischen Vergangenheit wusste, was er in 
dieser Hinsicht sprach. Herr Peter Ritter von Chlumecky 
nämlich, nachdem er eine lange Reihe legislativer Acte 
des mährischen Landtages nach der erneuerten Landes- 
ordnung aufgezählt hat, gelangte zu folgendem Schlüsse : 
„Hieraus ist zu entnehmen, dass bis auf die Zeiten der 
Kaiserin Maria Theresia die Stände allein es waren, die 
im Auftrage des Königs die Gesetzentwürfe verfassten, 
während unter der letzteren auch von der Landesregie- 
rung das Gutachten abgefordert, in dem 1790ger Jahre 
die Gesetzentwürfe aber von der Gesetzgebungs-Hof- 
commission verfasst und nicht, wie früher, von den Stän- 
den allein geprüft wurden. Es wurden nun der zur 
Prüfung derselben aus den landesfürstlichen Behörden 
zusammengesetzten Commission auch ein oder zwei 
Mitglieder der Stände beigezogen." Es braucht wohl 
nicht besonders bemerkt zu werden, dass das Gesagte 
ebenso von Böhmen wie von Mähren gültig ist. 

Somit sehen wir, dass die enieuerte Landesordnung 
das Gesetzgebungsrecht den Landtagen nur dem Buch- 
staben nach grundsätzlich entzog, factisch aber belassen 
hat, weiter dass schon im J. 1640 den Ständen die 
Initiative eingeräumt, im J. 1791 ihre Mitwirkung an 
dör Landeslegislation grundsätzlich zugesagt, das Ge- 
setzgebungsrecht aber seitdem den Ständen factisch vor- 
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enthalten wurde, indem die späteren wiener Regierungen 
das feierliche Wort K Leopolds II nicht hielten. Das 
Verhältniss der grundsätzlichen Versprechungen zur 
wirklichen That ergibt sich darnach von selbst, und 
liefert ein Mass zur Werthschätzung der Glieder dieser 
unerfreulichen Proportion. 

Durch die Scbafiung eines Eaiserthums Oe- 
sterreich trat in den staatsrechtlichen Verhältnissen 
der Krone Böhmen gar keine Veränderung ein, obwohl 
dieselbe politisch zum Ausgangspunkte einer nie dage- 
wesenen Centralisation wurde, welche von den Ungarn 
in den letzten drei Decennien die besten Schilderungen 
und zugleich eine naturgemässe Reaction erfahren hat. 
Das Patent vom 1. August 1804, welches das einzige 
Grundgesetz des Kaiserthums Oesterreich ist, lautet 
wie folgt: 

„Wir Franz II, von Gottes Gnaden erwählter Rö- 
mischer Kaiser, zu allen Zeiten Mehrer des Reiches« 
Erbkaiser von Oesterreich etc., König in Germanien, 
zu Hungarn, Böheim, Groatien usw. Obschon Wir durch 
göttliche Fügung und die Wahl der Kurfürsten des 
Römisch-Deutschen Reiches zu einer Wttrde gediehen 
sind, welche Uns für Unsere Person keinen Zuwachs an 
Titel und Ansehen zu wünschen übrig lässt; so muss 
doch Unsere Sorgfalt, als Regent des Hauses und der 
Monarchie von Oesterreich, dahin gerichtet sein, dass 
jene vollkommene Gleichheit des Titels und der erb- 
lichen Würde mit den vorzüglichsten europäischen Re- 
genten und Mächten aufrecht erhalten und behauptet 
werde, welche den Souveränen Oesterreichs, sowohl in 
Hinsicht des uralten Glanzes Ihres Erzhauses, als ver- 
möge der Grösse und Bevölkerung Ihrer so beträcht- 
liche Königreiche und unabhängige Fürstenthttmer in 
sich fassenden Staaten gebühret, und durch völkerrecht- 
liche Ausübung und Traktaten versichert ist. Wir sehen 

5 
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Uns demnach zur dauerhaften Befestigung dießei^ voll- 
kommenen Rangsgleicbheit veranlasst und berechtigt nach 
den Beispielen, welche in dem vorigen Jahrhunderte 
der Kussisch Kaiserliche Hof und nunmehr auch der 
neue Beherrscher Frankreichs gegeben hat, dem Hause 
Oesterreich, in Rücksicht auf dessen unab- 
hängige Staaten, den erblichen Kaisertitel 
ebenfalls beizulegen. In Gemässheit dessen haben 
Wir, nach gepflogener reiflicher Ueberlegung, beschlossen, 
für Uns und Unsere Nachfolger in dem unzertrennlichen 
Besitz unserer unabhängigen Königreiche und Staaten^ 
den Titel und die Würde eines erblichen Kaisers von 
Oesterreich (als den Namen Unseres Erzhauses) 
dergestalt feierlichst anzunehmen und festzusetzen, dass 
Unsere sämmtlichen Königreiche, Fürsten- 
thümer und Provinzen ihre bisherigen 
Titel, Verfassungen, Vorrechte und Ver- 
hältnisse fernerhin unverändert beibe- 
halten sollen. Zufolge dieser Unserer allerhöchsten 
EntSchliessung und Erklärung verordnen Wir: 1. dass 
unmittelbar noch Unserm Titel eines erwählten Rö- 
misch-Deutschen Kaisers jener eines erbliehen Kaisers 
von Oesterreich eingeschaltet werde, sodann aber Un- 
sere weitern Titel folgen sollen etc. 2. Soll kllen so* 
wohl Unseren Descendenten beiderlei Geschlechtes, als 
jenen Unserer Nachfolger in der Regentschaft des Erz- 
hauses, der Titel von Kaiserlich Königlichen Prinzen 
und Prinzessinen, nebst jenem von Erzherzogen und 
Erzherzoginnen von Oesterreich, dann von Kaiserlich 
Königlichen Hoheiten beigelegt und eitheilt werden. 
3. Gleichwie aber alle Unsere Königreiche und andere 
Staaten vorbesagter' Massen in ihren bisherigen Benen- 
nuiigen und Zustande ungeschmälert zu verbleiben ha- 
ben; so ist solches insonderheit von Unserm Königreich 
U^arn und den damit vereiiligten Landen, dann von 
denijenigen Unserer Erbstaaten zu verstehen, welche 
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bisher mit dem Römisch-Deutschen Reiche in unmittel- 
barem Verbände gestanden sind, und auch in Zukunft 
die nämlichen Verhältnisse mit demselben, in Gemäss- 
heit der von Unseren Vorfahren im Römisch-Deutschen 
Kaiserthurae Unserem Erzhause ertheilten Privilegien 
beibehalten sollen. 4. Wir halten Unseren weitern Ent- 
schliessungen die Bestimmung derjenigen Feierlichkeiten 
bevor, welche Wir für Uns und Unsere Nachfolger in 
Ansehung der Krönung als erblicher Kaiser festzusetzen 
für gut finden werden; jedoch soll es bei denje- 
nigen Krönungen, welche Wir und Unsere 
Vorfahren als Könige von Ungarn und Böh- 
men empfangen haben, ohne Abänderungen 
auch in Zukunft verbleiben. 5, Diese Unsere 
gegenwärtige Erklärung und Verordnung soll in allen 
Unseru Erbkönigreichen und Staaten in den gehörigen 
Wegen unverzüglich kundgemacht und in Ausübung ge- 
setzt werden. Gleichwie Wir nicht zweifeln, dasssämmt- 
liehe Stände und Unterthanen derselben diese gegen- 
wärtige, auf die Befestigung des Ansehens des vereinig- 
ten Oesterreichischen Staaten-Körpers zielende 
Vorkehrung mit Dank und patriotischer Theilnehmung 
erkennen werden Gegeben Wien, 1. August 1804." 

Man sieht, dass dieses Patent nichts weiter be- 
zweckte als eine Vermehrung der Titel des Hauptes 
und der Glieder des regierenden Hauses. Es wurde, 
wie in demselben vorgesehen ist, in den Königreichen 
und Ländern einfach kundgemacht, also ohne alle Ein- 
vernahme und Zustimmung der Stände herausgegeben, 
und das so gut in der ungarischen wie in der böhmi- 
schen Krone. 

Derselbe Kaiser Franz hatte durch das Patent vom 
6. August 1 806 das Band, welches ihn bis dahin an den 
Staatskörper des Deutschen Reiches gebunden, als ge- 
löst erklärt und die Römisch-Deutsche Kaiserkrone nie- 
dergelegt. Die Folgen dieses Entschlusses wurden durch 
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Hofdecret vom 21, August 1806 den Landesstellen mit- 
getheilt; sie bestehen, was speciell die Krone Böhmen 
betrifft, darin: „Dass die reichslehnbare Eigenschaft der 
mit der Krone Böhmen verbundenen Kur- 
würde und des Erzschenkenamtes, und jede 
Verbindung derselben mit dem Reiche vermög der Fri- 
dericianischen Privilegien von 1212 und J459 (soll 
heissen 1462), der goldenen Bulle Kaiser Carl IV, dann 
des feierlichen Readmissions-Actes ad votum et sessio- 
nem im Kurfürstenrathe von 1708 erlöschen ; dass gleich- 
massig wie in Böhmen und dessen Nebenlän- 
dern, in sämmtlichen Provinzen des österreichischen 
Kreises jeder Verband mit dem Reiche erlischt" u. s. w* 
An die Stelle des aufgelösten deutschen Reiches 
trat im J. 1815 der deutsche Bund, welcher nach 
Artikel 1. der wiener Schlussacte vom 15. Mai 1820 
definirt wird als „ein völkerrechtlicher Verein 
der deutschen souverainen Fürsten undfreien 
Städte zur Wahrung der Unabhängigkeit und Unver- 
letzbarkeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten und zur 
Erhaltung der Innern und äusseren Sicherheit Deutsch- 
lands." Die wiener Regierung, ohne die Stände zu be- 
fragen, trat diesem internationalen Verein bei, und zwar 
nicht nur mit dem ehemaligen österreichischen Kreise 
des deutschen Reiches, sondern auch mit den Ländern 
der böhmischen Krone. Zu diesen rechnete sie laut 
ihrer Erklärung vom 6. April 1818 „das Königreich 
Böhmen, das Markgrafthum Mähren, den österreichi- 
schen Theil an dem Herzogthume Schlesien, mit Inbe- 
griff der böhmisch-schlesischen Herzogthümer Auschwitz 
und Zator." Artikel 13. der deutschen Bundesacte vom 
8. Juni 1815 bestimmte: «In allen Bundesstaaten wird 
eine landständische Verfassung stattfinden" ; und Art. 56 
der wiener Schlussacte fügte hinzu: „Die in anerkann- 
ter Wirksamkeit bestehenden landständischen Verfas- 
sungen können nur auf verfassungsmässigem Wege wie- 
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der abgeändert werden." Diese Bestimmungen waren 
es, auf welche sich die böhmischen Stände zur Wahrung 
der Continuität der Landesprivilegien im J. 1847 unter 
andern auch berufen haben; selbstverständlich erwiesen 
sich jene gegenüber dem wiener Absolutismus als völlig 
nichtig. 

Der Krieg von 1866 befreite endlich zweifellos die 
böhmische Krone von einem unnützen und naturwidri- 
gen Verbände mit Deutschland, den Böhmen staats- 
rechtlich nie anerkynt, geschweige denn begründet hat 

Schliesslich gelangen wir zu der klarsten, feier- 
lichsten und ununterbrochen bis in unser Zeitalter er- 
neuerten Grundfeste des böhmischen Staatsrechtes, näm- 
lich zum Krönunigseid. 

Es ist ein Axiom der Staatsrechtslehre, dass Grund- 
gesetze in Staaten mit rppräsentativer Verfassung nur 
auf verfassungsmässigem Wege, d. h. mit Zustimmung 
der legalen Landesvertretungabgeändert werden können; 
einige Politiker gehen sogar von der Ansicht aus, dass 
da, wo dieses Axiom gesetzlich nicht sichergestellt ist, 
von einem Staatsrechte gar keine Rede sein kann. Es 
soll hier also nachgewiesen werden, dass das Königreich 
Böhmen wirklich im Besitze eines solchen Staatsrechtes 
ist, welches nur mit dessen Zustimmung abgeändert 
werden kann. Gegen diesen Satz wurde theils von Fein- 
den jeder Freiheit überhaupt, theils der Landesrechte 
insbesondere der Einwurf erhoben, die von Ferdinand II 
restituirten Rechte des Königreichs seien an den Vor- 
behalt gebunden, dass dem Könige allein zusteht, „diese 
unsere erneuerte Landesordnung zu mehren, zu ändern 
und zu bessern." Wir haben schon oben diesen Einwurf 
entkräftet, indem wir gezeigt haben, dass jener Vorbe- 
halt sich lediglich auf die gewöhnliche Privatrechts- 
Gesetzgebung bezog, keineswegs aber auf das in der 
erneuerten Landesordnung enthaltene öffentliche Recht, 
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und noch weniger auf die später confirmirten Landes- 
Privilegien. Nun werden wir den positiven Beweis füh- 
ren, dass das gesammte böhmische öffentliche Recht, 
sowohl Staats- als Verfassungsrecht, zu seiner Abände- 
rung nothwendig der Zustimmung der Landesvertretung 
bedarf. 

Die sicherste Garantie dafür liegt in dem Eide, 
welchen alle böhmischen Könige, mit Ausnahme von 
zwei Namens Joseph, seit uralten Zeiten bis in unser 
Jahrhundert herein bei ihrer Krönung in Prag ablegten. 

Der Eid, welchen der letzte Jagellone, der schon 
in seiner Kindheit gekrönte König Ludwig bei seiner 
Zulassung zur Regierung am 9. Mai 1522 leistete, lautet 
folgendermassen: 

„Wir schwören Gott dem Herrn, der Mutter Gottes 
und allen Heiligen auf dieses Evangelium, dass Wir die 
Herrn, Ritter und Edlen, die Prager und andere Städte 
und die ganze Gemeinde des Königreichs Böhmen wollen 
und sollen bei ihren Ordnungen, Rechten, Privilegien, 
Aussetzungen, Freiheiten und Gerechtigkeiten, auch bei 
alten guten löblichen Gewohnheiten erhalten, und von 
diesem Königreiche Böhmen nichts veralieniren oder 
verpfänden, sondern dasselbe vielmehr nach Unserem 
Vermögen erweitern und mehren, und alles das thun, 
was zu Nutz und Ehr dieses Königreichs Böhmen isti 
so wahr Uns Gott helfe und alle Heiligen." 

Diese Eidesformel wurde in die nachherigen Revi- 
sionen der Vladislaischen Landesordnung wörtlich auf- 
genommen, dem Könige Ferdinand I als eine Bedingung 
seiner Wahl vorgelegt, und der Eid von demselben, so 
wie von seinen Nachtolgern Maximilian, Rudolf, Mathias 
und Ferdinand U bei ihren Krönungen darnach unab- 
änderlich abgelegt. 

Eine Aenderung trat erst durch die erneuerte Lan- 
desordnung ein; Art. A. 3. derselben schreibt folgenden 
Krönungseid vor; 
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„Wir N schwören Gott dem Allmächtigen, der ge- 
benedeiten Mutter Gottes und allen Heiligen auf dieses 
Evangeliun), . dafcs Wir über der katholischen Religion 
festiglich halten, männiglicb die Justiz administriren, 
und die Stände bei den von N. N. confirmirten 
und \rohlhergebrachten Privilegien handhaben, auch 
voin dem Königreich nichts veralieniren, 
sondern vielmehr nach Unserem Vermögen dasselbe 
vermehren -und erweitern, und alles das, was zu dessen 
Nutz uttd Ehren gereicht, thun wollen, als Uns G^tt 
helfe, die gebenedeite Mutter Gottes und alle Hei- 
ligien.« 

Die hochwichtige Bedeutung dieses Eides wird am 
besten durclk die Sitzungspix^tokolle der deutschen 
LaDdesordnungsrevisionscommission von 1625 iilustrirt. 
Latitge konnte dieselbe nieht einig werden nicht nur 
über das Wie? sondern sogar über das Ob? Einer 
der Gommissäre beantragte, statt der Worte: „bei den 
von N. N. confirmirten Privilegien,** zu setzen: 
„gegebenen Privilegien." Dieser Vorschlag hätte 
den W^rth des Krönungseides beinahe auf Null redueirt^ 
denn die von Ferdinand II den Ständen neu. „gege*i 
benen^ Privilegien waren Äusserst dürftig. Von schla- 
gender . Beweiskraft für die Bedeutung desKrönungs*' 
eides ist Folgendes. Art A. 3; der älteren Landesord- 
nung lautet: „Zuvörderst hat Se. königliche Majestät 
die Macht und Hoheit, wie« sie den früheren böhmischeni 
Königen eüstand, über das AUes^ was zu NutaJ 'und^ 
Frommen Sr^ köttigJ. Majestät, unddöi» Erben 8r. Ma^' 
jestät^ und mm Gemeinwohl aller Einwohner dieses/ 
Königreiches i^t, das m leiten, !&u wirken iod zu ver-'- 
wahen, ihsoweit inwieweit es den Iiaistitutid^hen, Reobtän, 
Freäheiten^ Privilegien ujDd Land^sordnungen nicht zumi' 
Söhadei) utd Verletzung gereichen würde.^^ In bieten! 
Worten sprach der blutige Landtag des J. 1547 laiti' 
Zustinmning des Königs Ferdinand I daß in Böhmen 
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geltende Princip der beschränkten Monarchie 
oder des Constitutionalismus aus. In moderne Sprache 
übersetzt wttrde es lauten: Der König kann nur inner- 
halb der bestehenden Gesetze die Staatsverwaltung 
leiten, und weder die Staatsgrundgesetze, noch die üb- 
rige Gesetzgebung kann er ohne Zustimmung des Land- 
tages ändern. Als dieser Artikel in der Revisioascom- 
mission im J. 1625 zur Verhandlung kam, wurde sofort 
dessen gänzliche Streichung beantragt und beschlossen, 
und zwar aus einem zweifachen Grunde. Was die 
Privatrechtsgesetzgebung betrifft, welche aiich der 
Schlussartikel Z. 4. der alten Landesordnung in die 
Competenz des Landtages zuweise, da müsse das ent- 
gegengesetzte Prinzip eingeführt und dem Könige allein 
die Macht vorbehalten werden, ,,Gesetz und Ordnung 
zu machen, dieselben zu ändern, zu mehren etc.^^ Der 
zweite, auf die Staatsgrundgesetze sich bezieliende Grund 
lautete, dass dieser Artikel ohnehin schon „unter 
dem Artikel über den Eid des Königs be- 
griffen ist." Es wurde also von der Revisionscom- 
mission anerkannt, dass der König die durch den 
Krönungseid bekräftigten Privilegien oder 
Staatsgrundge setze nicht ei genmächt ig schmä- 
lern oder umstossen kann. In einer späteren 
Sitzung beantragte ein Commissionsmitglied, der König 
solle bloss zu Händen des consecrirenden Kirchen- 
fürsten, also nicht den Ständen, schwören, die Justiz 
zu administriren u. dergl. Endlich wurde das Votum 
eines andern Mitgliedes in folgenden merkwürdigen 
Worten zu Protokoll eingetragen: „Möchte ausgelassen 
werden, weil sie Seine Majestät ad leges positivas nicht 
verbinden wollen." Dieser ehrwürdige Radicale unter 
den damaligen zur Beglückung Böhmens wirkenden 
deutschen Liberalen fiel, wie die erneuerte Landesord- 
nung zeigt, mit seinem Antrage vollständig durch, und 
seine ultradespotische Opposition trägt nur zur Vervoll- 
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ständigung des Beweises bei, dass Ferdinand II durch 
den im Art. A 3. der erneuerten Landesordnung vor- 
geschriebenen Erönungseid sich und seine Nach- 
folger an bestimmte positiveGesetze binden 
wollte und wirklich gebunden hat 

Welche positive Gesetze hieniit gemeint sind, das 
zeigt uns jeder seit der Zeit geleistete Krönungseid, 
auch derjenige, welchen der noch lebende König Ferdi-- 
nand V am 7. September 1836 abgelegt hat, und wel- 
cher lautet: 

„Wir Ferdinand der Fünfte schwören Gott, dem 
Allmächtigen, einen Eid, dass Wir auf der katholischen 
Religion festhalten, die Gerechtigkeit für Jedermann 
verwalten, und die Stände bei den, von Ihrer Ma- 
jestät und Liebden, weiland Unsern ür- und Grossahn- 
herm Ferdinand 11 unterm 29. Mai 1627, dann 
Ferdinand III unterm 21. März 1642, wie auch von 
weiland Carl VI unterm 5. September 1723, von Un- 
serer Frau Urgrossmutter Maria Theresia unterm 12. 
Mai 1743, von Unserem Herm Grossvater Leopold II 
unterm 6. September 1791, ingleichen von Unserem 
Herm Vater Franz I höchstseligen Andenkens, unterm 
9. August 1792 confirmirten Privilegien handhaben, 
auch von dem Königreiche nichts veräussern, sondern 
vielmehr nach Unserm Vermögen selbes vermehren und 
erweitern, und alles das, was zu dessen Nutzen gerei- 
chet, vorkehren wollen. So wahr Uns Gott helfe.*' 

Es wurden also noch im Jahre 1836 die von Fer- 
dinand II am 29. Mai 1627 confirmirten Landesprivi* 
legien als zu Recht bestehende und solche Staatsgrund-» 
gesetze feierlich anerkannt, welche jeden legitimen Be- 
herrscher des Königreichs binden und rechtlich nicht 
anders als durch beiderseitige Zustimmung des Königs 
und der legalen Landesvertretung abgeändert werden 
können. Es gehören dazu das Johanneische Privilegium 
vom ?6. December 1310 ttber die verfassungsmässigen 
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Cardiualrechte der Böhmen und Mährer, die Carolj^i- 
scben Staatsgruadgesetze über die Integrität deiT: böh- 
mischen Krone und ttbör das Recht der eventuellen 
Königswahl, das SteuerbeivilligungBrecht, kurz alles das, 
was wir oben als d^ Inhalt des böhmischen Stfiats- 
rechtes nach Herausgabe der erneuerte Landesordnung 
angeführt und nachgewie^a haben. Was demzuwider 
und gegen den Willen des Landes iu der Sphäre des 
Staats- und VerfassungsrecbtQS seit Hundert Jahren 
durch Machtsprüche eingeführt wurde, besteht ange- 
sichts des Kröaungseides nicht rechtlich, Hondem nur 
factisch, etwa wie die Folgen von Eleimeatarerei^ssen, 
und kann nur unter mitentscheidender Mitwirkui^ einer 
wahrhaftet Vertretung des Landes legalisirt, beziehungs- 
weise in neue, den Zeitverh&lAuissen und Bedürfnissen 
der Nation entsprechende Einrichtuagen umgewandelt 
werden. 

Das Recht der.:Mitwirkung: ibei Aenderung staats- 
grundgesetzlicber Bestimmungen wurde von den böji- 
misehen Ständen auch zu einer Zeit ausgeübt, . welche 
sonst für die .Handhabung conßtitutloaeller Rechte 
durchaus ungünstig war. Wir haben oben der. Staats»- 
recbtlichea Renunciations^Acte Erwähwng gpth^n, durch 
welche der. höbmische Landtag von 1745 zur Abtretung 
Schlesiens .und der Gralschaft Glata an Preussen seine 
Zustimmung ^ab. Von derselben hohen ;Bedeu)bupg ist 
die Annahme der pragmatischen Sanctipp, d^ 
ersten und wichtigsten Staatsgrundge$etzea der Habs- 
burgischen Monarchie^ Dasselbe bestimmt b.ekjB|nntlich, 
dass sämmtlich« Königreiche und Länder desEr?hauses 
Oesjtejrreich nach dem Rechte der Erstgeburt . in mann- 
licher und weiblicher Linie erblich sind, und unzer- 
trennlich, dem jeweiligen Erben unter den DßSGenden;tc^ 
Carls VI, JjOSiephs I, LeppoWs I usw. . zufalleui aollen. 
Diese Bestimmungen wurden ursprün^ich vom Kaiser 
Carl VI in 3einer mUndtioben Declaration .< yom 19^ 
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April 1713 ausgesprochen, und in den Jahren 1720 bis 
1723 den Ständen in allen Königreichen und Ländern 
zur Annahme vorgelegt In Böhmen geschah dies feier- 
lich am 12. October 1720, worauf dann die zahlreicher 
als sonst versammelten Stände durch ein Accessions- 
und Submissions-Instrument vom 16. October 1720 der 
pragmatischen Sanction beitraten, und zwar unter einer 
in folgende Form ausgedrückten Bedingung: ,,w^eil wir 
uns auch unterthänigst versehen und die Hoffnung hegen, 
dass Se. Majestät uns die unterthänigsten Stände und 
Einwohner dieses Königreichs Böhmen nicht nur bei der 
erwähnten goldenen Bulle" (K. Carls IV vom 7. April 
1348, die Königswahl betreffend) „und den Majestäts- 
briefen, welche als Fundamental-Landesgesetze gelten, 
sondern auch bei allen von Sr. Majestät Ferdinand II 
glorreichen Andenkens am 29. Mai 1627 confirmirten 
Privilegien, sowie bei allen andern alten Ordnungen und 
Gewohnheiten zu erhalten geruhen." Ein ähnliches Ac- 
cessions-Instrument wurde von den mährischen Ständen 
am 17* October 1720 ausgefertigt; auch die Stände des 
Egerlandes traten unter Verwahrung ihres pfandweisen 
Verhältnisses zur Krone Böhmen am 21. Juli 1720, 
und der schlesische Fürstentag am 21. October 1720 
der pragmatischen Sanction bei. In gleicher Weise 
wie von den einzelnen Gliedern der Krone Böhmen, 
wurde dieses Staatsgrundgesetz auch von den Ständen 
der ungarischen Kronländer besonders angenommen, 
und zwar in Ungarn im J. 1723, in Croatien schon 
früher am 9. März 1721, und in Siebenbürgen am 30. 
März 1722. 

In beiden bisher besprochenen Fällen, sowohl bei 
der Annahme der pragmatischen Sanction, als bei der 
Abtretung Schlesiens, wurden die Stände zu den be- 
treffenden staatsrechtlichen Handlungen vom Könige auf- 
gefordert. Die Novella declaratoria Aa. 9. vom Jahre 
1640 räumte den Ständen die legislative Initiative nui: 
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in geringeren Sachen ein, bestätigte aber das Verbot 
derselben in wichtigen, die Staatsverfassung betreffenden 
Sachen. Trotzdem wurde es den böhmischen und mäh- 
rischen Ständen nicht verwehrt, collective Schritte Be- 
hufs allgemein ersehnter Restituirung der alten Land- 
rechte bei dem König zu unternehmen; sie thaten dies 
schon im Jahre 1638 in den Dubiis, deren Frucht eben 
die Declaratorien vom J. 1640 sind, dann in den Gra- 
vaminibus von 1658, und in den Desideriis vom Jahre 
1790. Das Resultat der letzteren war unter andern die 
kategorische Zusage von Seiten K. Leopolds 11, dass 
„die Vernehmung der Stände Platz greifen wird, wenn 
es um die Festsetzung oder Abänderung der 
Constitution oder solcher Gesetze zu thun ist, welche 
das ganze Land betreffen." 

Es ist somit erwiesen, dass der böhmische Landtag 
niemals das ihm nicht bloss facultativ, sondern impera- 
tiv zustehende Recht verloren hat, in Gemeinschaft mit 
dem Könige Äenderungen an den böhmischen Staats- 
grundgesetzen vorzunehmen; dieses verfassungsmässige 
Cardinalrecht hat in der Periode seit der Schlacht am 
Weissen Berge seinen Grund in der Privilegienconfir- 
mation vom 29. Mai 1627, welche Privilegien in ihrem 
ganzen Umfange von allen gekrönten böhmischen Köni- 
gen, zuletzt im J. 1836, eidlich anerkannt und bestä- 
tigt wurden. Dasselbe Recht steht natürlich auch den 
incorporirten Ländern Mähren und Schlesien zu, welche, 
was ihre innere Verfassung anbelangt, dem Lande Böh- 
men gegenüber nicht subordinirt, sondern coordinirt da 
stehen; nur ist die Handhabung des verfassungsmässi- 
gen Selbstbestimmungsrechtes dortselbst an die Bedin- 
gung gebunden, dass dadurch die staatsgrundgesetzlich 
garantirte Integrität der böhmischen Krone, deren Hü- 
ter in erster Linie das Königreich als Haupt der Krone 
selbst ist, nicht verletzt werden darf. Wenn aber die 
Länder der Krone Böhmen, wie es unwider- 
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leglich feststeht, das Gesetzgebungsreclit 
in Staats- und verfassungsrechtlichen Sa- 
chen haben, so besitzen sie eben alles, was 
nöthig ist, um sowohl einzeln iniinnern und 
in ihrem wechselseitigen Verhältnisse sich 
selbständig zu constituiren, als auch über 
einneues Verhältniss der böhmischen Krone 
den übrigen LändernSeinerMaj estät gegen- 
über mitzuentscheiden. 

Der Einwurf, der böhmische Landtag habe seit lan- 
ger Zeit das gewöhnliche Gesetzgebungsrecht nicht aus- 
geübt, trifft das böhmische Verfassuugsrecht, nicht das 
anderweitige Staatsrecht. Correcter ausgedrückt, lautet 
der Einwurf: der böhmische und mährische Landtag 
hat in den ersten 120 Jahren nach der Herausgabe der 
erneuerten Landesordnung das Gesetzgebungsrecht nur 
als facultatives Befugniss, in den letzten 120 Jahren 
aber fast gar nicht ausgeübt, obwohl es ihm im J. 1791 
grundsätzlich zugestanden wurde. Wenn dem so ist, 
wenn die Bemühungen der legalen Landesvertreter seit 
240 Jahren so geringen factischen Erfolg hatten, desto 
dringlicher ist das Bedürfniss, die königliche Zusage von 
1791 endlich einmal zur Wahrheit werden zu lassen, 
das so lange dem Lande vorenthaltene Recht vollständig 
zu restituiren, und die Spuren, welche das beklagens- 
werthe Betragen einer so langen Reihe von Regierungen 
in den Gemüthern der Nation nothwendig eingegraben 
hat, durch einen grossmüthigen Versöhnungsact zu ver- 
tilgen. 

Ist je vom Regenten das Princip des Constitutio- 
nalismus im Allgemeinen ausgesprochen, so kehrt an 
demselben Tage für die Länder der böhmischen Krone 
das Gesetzgebungsrecht in dem nämlichen Umfange 
zurück, in welchem sie es vor der weissenberger Kata- 
strophe inne gehabt und ausgeübt haben; denn an dem- 
selben Tage fällt der bekannte Vorbehalt des Kundma- 
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chungspatentes zur erneuerten Landesordnung und alle 
von Ferdinand 11 und seinen Nachfolgern eigenmächtig 
eingeführten Schmälerungen der alten Verfassungsrechte. 
Eine Uebertragung des Gesetzgebungsrechtes im Be- 
reiche der böhmischen Krone an eine auswärtige Kör- 
perschaft ist ohne ausdrückliche Zustimmung der hier- 
seitigen Landtage staatsrechtlich eben so wenig denkbar 
oder gültig, als es die Uebertragung der erblichen Herr- 
scherrechte zur böhmischen Krone an eine andere Dy- 
nastie wäre. Wenn die Legislation für die Krone Böh- 
men von einer Gesetzgebungs-Hofcommission, oder von 
einem Staatsrath, oder vom Ministerrath, oder von einem 
wiener Reichsrath gehandhabt wird, so sind es Ange- 
sichts des böhmischen Staatsrechtes nur verschiedene 
Formen eines und desselben Absolutismus, welcher sich 
nur auf den erwähnten und schon im J. 1791 entkräf- 
tigten Vorbehalt K. Ferdinands 11 stützen kann. 

Soll das Princip des Constitutionalismus in den Län- 
dern der böhmischen Krone zur Durchführung gelangen, 
so ist es ein unausweichliches Postulat des böhmischen 
Staatsrechtes, welches den ausgesprochenen Willen der 
weit überwiegenden Mehrheit der politischen böhmischen 
Nation zur lebendigen und factischen Stütze hat, dass 
die concreten Formen des Constitutionalismus durch freie 
landtägliche Vereinbarungen mit der Krone gefunden 
und festgesetzt werden. 

Und es ist wirklich hohe Zeit, dass dieses Ziel er- 
reicht werde. Die böhmische Geschichte hat seit dritt- 
halb Jahrhunderten eine so verhängnissvolle Wendung 
von oben erhalten, die Erinnerung der zum neuen Le- 
ben erwachten böhmischen Nation an das erlittene se- 
culäre Ungemach ist so düster und tief beunruhigend, 
dass ein baldiger allseitiger Ausgleich, eine allgemeine 
Versöhnung im Interesse der Dynastie sowohl als der 
Nation dringend geboten ist. 
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